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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Medien

Das bereits im Vorjahr nach dem Scheitern des geplanten Mediengesetzes angekündigte
Massnahmenpaket zur Förderung der Medien konkretisierte sich mit der Botschaft des
Bundesrates Ende April 2020 mitten in der Corona-Pandemie. Die bundesrätliche
Vorlage besteht aus drei Pfeilern, die allesamt rasch umsetzbare Massnahmen zur
Förderung der Medien enthalten, deren wirtschaftliche Situation sich zunehmend
verschlechterte. Erstens soll mittels Änderung des Postgesetzes ein Ausbau der
indirekten Presseförderung erfolgen. Damit soll der Bund die Ermässigung für die
Zustellung der Tages- und Wochenzeitungen von jährlich CHF 30 Mio. auf CHF 50 Mio.
aufstocken. In Zukunft sollen auch grössere und überregionale Titel in den Genuss
dieser Presseförderung kommen, was der Bundesrat mit dem Vorschlag zur Aufhebung
der Auflagenobergrenze – gemäss aktueller Regelung sind nur Tages- und
Wochenzeitungen mit einer Auflage von maximal 40'000 Exemplaren förderberechtigt –
zum Ausdruck brachte. Mit einer Änderung des Bundesgesetzes über Radio und
Fernsehen plante der Bundesrat zweitens den Ausbau allgemeiner Massnahmen zur
Förderung der elektronischen Medien. Konkret soll der Bund mit der Gesetzesänderung
Aus- und Weiterbildungsinstitutionen, Nachrichtenagenturen und
Selbstregulierungsorganisationen (z.B. den Presserat) sowie IT-Projekte verstärkt
finanziell unterstützen können. Finanziert werden sollen diese Massnahmen aus den
Einnahmen der Radio- und Fernsehabgabe, wobei maximal 2 Prozent des gesamten
Abgabeertrags dafür aufgewendet werden dürften. Nicht zuletzt plante der Bundesrat
die Schaffung eines neuen Bundesgesetzes über die Förderung von Online-Medien.
Gemäss Vorschlag des Bundesrates sollen Online-Medien jährlich CHF 30 Mio. aus der
Bundeskasse erhalten, wobei diese Förderung auf 10 Jahre befristet wäre. Davon
profitieren dürften Nachrichtenanbietende, die sich an den Branchenrichtlinien zur
journalistischen Praxis orientieren und etwa auch das Redaktionelle klar von der
Werbung trennen. Die Höhe der vorgeschlagenen Unterstützung bemisst sich –  in einer
degressiven Ausgestaltung – am Nettoumsatz von Online-Medien, der aus
Publikumseinnahmen generiert wird, sei dies etwa durch Online-Abonnemente,
Einzelabrufgebühren, freiwillige Beiträge oder durch Spendenfinanzierung, wobei sich –
zur Wahrung der journalistischen Unabhängigkeit – der maximale Unterstützungsbetrag
pro Person und Jahr auf CHF 1'000 belaufen darf. 
Mit seiner Botschaft beantragte der Bundesrat ebenfalls die Abschreibung dreier
parlamentarischer Vorstösse: eines Postulats der KVF-NR mit der Forderung nach
Prüfung einer unabhängigen Aufsichtsbehörde für Radio- und Fernsehen sowie zweier
Motionen ebendieser Kommission, die zum einen die Aufhebung der 2-plus-2-Regel
und zum anderen die Umsetzung des «Shared-Content-Modells» verlangten. 

Dass die bundesrätliche Vorlage nicht ohne Anpassungen auf Zuspruch stossen würde,
zeigte sich bereits kurz darauf in verschiedener Hinsicht. So kritisierte der Verband
Schweizer Medien, dass der Bundesrat die Frühzustellung von Pressetiteln und somit
die Sonntagszeitung in seinen verstärkten Massnahmen zur indirekten Presseförderung
nicht vorsah, da er nur die Zustellung durch die Post berücksichtigte. In der
ausserordentlichen Session zur Bekämpfung des Coronavirus liessen Mitglieder der
WAK-NR ferner verlauten, dass die Doppelbelastung von Unternehmen in
Arbeitsgemeinschaften bei der Erhebung der Radio- und Fernsehabgabe ebenfalls im
Rahmen des Massnahmenpakets aus der Welt geschafft werden könnte. Zu gegebenem
Zeitpunkt beschäftigte sich die KVF-SR mit der Ausarbeitung eines entsprechenden
Entwurfs. Nicht zuletzt sprach sich das Parlament in der ausserordentlichen Session vor
dem Hintergrund der Corona-Krise entgegen der Ansicht des Bundesrates und auf
Anraten der vorberatenden Kommissionen für Überbrückungshilfen für die Presse und
für die elektronischen Medien aus, die den Umfang der vom Bundesrat vorgeschlagenen
Unterstützungsmassnahmen stark übertrafen. Dies machte deutlich, dass die Legislative
in diesem Bereich grösseren Handlungsbedarf ortete als der Gesamtbundesrat.
Medienberichten zufolge war ein von der UVEK-Vorsteherin Simonetta Sommaruga
geplantes Rettungspaket für die Medien im Umfang von beinahe CHF 80 Mio. Anfang
April im Bundesrat gescheitert. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.04.2020
MARLÈNE GERBER
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Der Ständerat, der sich in der Sommersession 2020 als Erstrat mit dem
Massnahmenpaket zur Förderung der Medien befasste, hatte sich zuerst mit einem
Nichteintretensantrag Knecht (svp, AG) auseinanderzusetzen, der das Gesetz in erster
Linie wegen der vorgesehenen Schaffung eines Gesetzes zur Unterstützung der Online-
Medien aufgrund fehlender Verfassungsgrundlage sowie mit Verweis auf die prekäre
finanzielle Lage aufgrund der Corona-Pandemie ablehnte, da solche Massnahmen
finanzpolitisch aktuell nicht tragbar seien. Der Antrag konnte indes nur 5 Mitglieder der
kleinen Kammer auf sich vereinen, während 37 Ständerätinnen und Ständeräte dagegen
stimmten (1 Enthaltung). 

In der folgenden Detailberatung zum ersten Pfeiler, der indirekten Presseförderung,
brachte die Mehrheit der KVF-SR diverse Anträge ein, die allesamt auf einen Ausbau
dieser Förderung abzielten. So beantragte sie, die indirekte Presseförderung auf alle
abonnierten Zeitungen und Zeitschriften auszudehnen, die mindestens im
zweiwöchigen Rhythmus erscheinen, die Zustellermässigung für die Mitgliedschafts-
und Stiftungspresse ebenfalls zu erhöhen (+ CHF 10 Mio.) sowie ebenfalls eine
Ermässigung für die Frühzustellung durch registrierte Frühzustellorganisationen, von
der etwa auch Sonntagszeitungen profitieren würden, einzuführen (+ CHF 40 Mio.). Auf
der anderen Seite wollte die Kommission spezifizieren, dass Publikationen der Fach-
und Spezialpresse explizit von der Förderung auszunehmen seien. Alle Vorschläge der
Kommissionsmehrheit stiessen beim Ständerat auf Zustimmung und
Minderheitenanträge, die den Ausbau verhindern wollten, scheiterten. Zum Schluss
löste der Ständerat die Ausgabenbremse für die neu hinzugekommene Frühzustellung
mit 38 zu 3 Stimmen (4 Enthaltungen). 
Betreffend die vom Bundesrat im Rahmen der RTVG-Revision vorgeschlagenen
Massnahmen zur Förderung der elektronischen Medien hatte die Kommission nichts
einzuwenden; sie wollte jedoch zusätzlich die Abgabenanteile für die privaten Radio-
und Fernsehveranstalter auf 8 Prozent anheben und zwar dergestalt, dass den TV-
Veranstaltern 5 Prozent und den Radioveranstaltern 3 Prozent des Abgabentopfes zur
Verfügung gestellt würden. Die bisherige, seit der RTVG-Revision vom 26. September
2014 vorgesehene Spannbreite von 4 bis 6 Prozent (davor 4 Prozent) war per Januar
2019 im Nachgang der Annahme einer Motion Darbellay (cvp, VS; Mo. 15.3777) bereits auf
den maximal möglichen Wert von 6 Prozent angehoben worden. Darüber hinaus
entsprach der Kommissionsvorschlag einer parlamentarischen Initiative Wicki (dfp, NW;
Pa.Iv. 19.413) und weiteren Anliegen (Pa.Iv. 19.411; Pa.Iv. 19.412; Mo. 20.3140), gemäss
welchen es die Doppelbelastung von Arbeitsgemeinschaften bei der Erhebung der
Radio- und Fernsehabgabe zu beheben gelte. Dazu schlug die Kommission eine
Änderung eines Absatzes im Artikel zur Abgabepflicht der Unternehmen vor, wobei sie
einfache Gesellschaften gemäss Art. 530 OR nicht als Unternehmen definierte. Der
Ständerat stimmte diesen beiden Anträgen zur Änderung des RTVG ebenfalls zu. Auf der
anderen Seite unterlag die Kommissionsmehrheit mit 19 zu 20 Stimmen bei 1 Enthaltung
knapp einem Minderheitsantrag Mazzone (gp, GE) betreffend die im Rahmen des RTVG
angedachten Förderleistungen für Aus- und Weiterbildungsinstitutionen,
Selbstregulierungsorganisationen, Nachrichtenagenturen oder Projekte zur Entwicklung
innovativer digitaler Infrastruktur. Hier hatte die Kommissionsmehrheit die Ansicht
vertreten, dass der Förderbeitrag gemessen an den gesamten Kosten der unterstützten
Tätigkeit maximal 50 Prozent betragen dürfe. Die erfolgreiche Kommissionsminderheit
wollte diesen Anteil gemäss Entwurf des Bundesrates bei 80 Prozent belassen. 
Als umstrittenster Pfeiler entpuppte sich die vorgesehene Schaffung eines neuen
Bundesgesetzes zur Förderung von Online-Medien. Der Ständerat stimmte zwar dem
Grundsatz zu, dass der Bundesrat Online-Medien über einen Zeitraum von 10 Jahren
jährlich mit CHF 30 Mio. unterstützen soll; faktisch scheiterte die Unterstützung danach
aber an der Abstimmung zur Ausgabenbremse. Mit 22 befürwortenden gegen 20
ablehnende Stimmen (0 Enthaltungen) wurde das hierfür notwendige qualifizierte Mehr
verpasst. Ebenfalls mit 19 zu 21 Stimmen nur knapp abgelehnt worden war zuvor ein
Minderheitsantrag Knecht (svp, AG), der die Unterstützung als Anschubfinanzierung
verstehen und deswegen die Höhe der Zahlungen mit jedem Jahr reduzieren wollte,
wobei der Gesamtbeitrag der Förderung von CHF 300 Mio. unverändert geblieben
wäre. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.2020
MARLÈNE GERBER
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Anfang Juli 2020 äusserten sich zwei nationalrätliche Kommissionen zu dem vom
Ständerat bereits behandelten Massnahmenpaket zur Förderung der Medien. Zum
einen liess die zuständige KVF-NR verlauten, dass eine Kommissionsmehrheit mit 17 zu 7
Stimmen nach Anhörung verschiedener Medienverbände dem Nationalrat beantrage,
auf die Vorlage einzutreten. Während die Kommissionsmehrheit dringenden
Unterstützungsbedarf zur Wahrung eines vielfältigen und gleichwertigen
Medienangebots erkannte und die Fördermassnahmen aus demokratie- und
staatspolitischer Sicht als unverzichtbar einstufte, gab eine auf Nichteintreten
plädierende Minderheit zu bedenken, dass mit diesen Subventionen die Unabhängigkeit
der Medien untergraben werden könnte. Ferner vertrat sie die Ansicht, dass eine
Förderung von Online-Medien überflüssig sei, da der Markt in diesem Bereich gut
funktioniere. 
Die FK-NR, die sich im Rahmen eines Mitberichts zur Vorlage äusserte, befürwortete
die Aufstockung der indirekten Presseförderung durch den Ständerat mit 18 zu 7
Stimmen, beantragte jedoch gegenüber der ständerätlichen Fassung an einzelnen
Stellen Ergänzungen, mit denen sich der Nationalrat in seiner parlamentarischen
Debatte zu befassen haben wird. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.07.2020
MARLÈNE GERBER

Mitte August 2020 äusserte sich auch die SPK-NR zum Massnahmenpaket zugunsten
der Medien. Einer der diversen, an die zuständige KVF-NR gerichteten Anträge
bezweckt die Aufteilung der Vorlage in zwei Teile, wobei ein erster Teil die bereits
bestehenden Massnahmen umfassen und ein zweiter Teil die Förderung der Online-
Medien angehen soll. In Bezug auf letzteren Punkt beauftragte die SPK-NR die KVF-NR,
sich mit der Frage auseinanderzusetzen, inwiefern die Förderung der Online-Medien
verfassungskonform sei. Mit den weiteren Anträgen schlug die stellungnehmende
Kommission in erster Linie in die gleiche Kerbe wie der erstberatende Ständerat. 
Mit einer knappen Mehrheit von 13 zu 12 Stimmen stützte die KVF-NR in der Folge die
Empfehlung der SPK-NR und beantragte ihrem Rat, die Vorlage aufzuteilen. Dabei
wählte sie aber eine andere Variante als die von der stellungnehmenden Kommission
vorgeschlagene: Ein erster Teil sollte die Presseförderung im Postgesetz behandeln –
ergänzt um ein Anliegen einer parlamentarischen Initiative Wicki (fdp, NW: Pa.Iv. 19.413),
welche einfache Gesellschaften von der Pflicht zur Entrichtung der
Unternehmensabgabe für Radio und Fernsehen befreien will. Ein zweiter Teil soll alle
weiteren Änderungen am RTVG enthalten, namentlich Massnahmen zur Unterstützung
von Aus- und Weiterbildungsinstitutionen und Nachrichtenagenturen sowie IT-
Investitionen. Die Förderung der Online-Medien soll erst in einem dritten Teil und zu
einem späteren Zeitpunkt behandelt werden, da vorgängig weitere Abklärungen
getroffen werden müssten. Eine Minderheit stellte sich gegen dieses Vorgehen, da sie
es als verfehlt erachtete, eine Verzögerung von Fördermassnahmen für einen
Medienbereich herbeizuführen, dessen Nutzung stark zunehme. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.08.2020
MARLÈNE GERBER

In der Herbstsession 2020 hatte der Nationalrat darüber zu befinden, ob er einer
Mehrheit der KVF-NR folgen wollte, um lediglich die ersten beiden Pfeiler des Pakets
zur Medienförderung zu beraten, oder ob er das Geschäft zurückweisen wollte, um es
zu einem späteren Zeitpunkt integral respektive inklusive den Pfeiler der Online-
Medienförderung zu behandeln, wie dies der Forderung einer Kommissionsminderheit
entsprach.
Vorbehalte gegen die Förderung von Online-Medien äusserten im Ratsplenum vor allem
Vertreterinnen und Vertreter der FDP.Liberalen und der SVP, wobei sich die Volkspartei
gegen das gesamte Medienförderungspaket stellte. DIe SVP-Vertreter begründeten ihre
ablehnende Haltung damit, dass vorgängig Fragen zur Verfassungsmässigkeit der
Online-Medienförderung geklärt werden müssten. Dass mit der geplanten Förderung
von Online-Medien zum ersten Mal publizistische Leistung direkt staatlich mitfinanziert
würde, hob Philipp Kutter (cvp, ZH) im Namen der Kommissionsmehrheit hervor,
weswegen sie es als zentral erachtete, dass alternative Unterstützungsmöglichkeiten
sorgfältig geprüft würden. Nicht zuletzt wies der Kommissionssprecher darauf hin, dass
die Kommission in den vergangenen Tagen mit besorgten Verlagen in Kontakt war und
dass es dem Antrag der Kommissionsmehrheit zuzustimmen gelte, um den Verlagen
raschestmöglich die notwendige Unterstützung zukommen zu lassen. 
Auch die auf Rückweisung plädierende Kommissionsminderheit hatte sich im Vorfeld
der parlamentarischen Beratung die Sorgen der Verlage angehört. Isabelle Pasquier-
Eichenberger (gp, GE) wies auf den Appell zur Unterstützung des integralen
Medienpaketes hin, der die Parlamentarierinnen und Parlamentarier wenige Tage vor
der Beratung des Geschäfts erreicht hatte. Zur Gewährleistung der journalistischen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.09.2020
MARLÈNE GERBER
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Vielfalt und der Qualität journalistischer Leistungen sei eine staatliche Online-
Medienförderung unabdingbar. Es sei wichtig, die heutige Jugend und zukünftige
Leserschaft mit flächendeckenden und preisgünstigen Online-Angeboten dort
abzuholen, wo sie sich aufhalte, betonte ferner Katja Christ (glp, BS) und meinte: «Das
sollte auch ein Parlament erkennen, das mit einem Durchschnittsalter von über fünfzig
Jahren dem täglichen Gang zum Briefkasten durchaus noch etwas abgewinnen kann.»
Mit 109 zu 84 Stimmen entschied der Nationalrat in der Herbstsession 2020 entgegen
der Kommissionsmehrheit und beschloss gemäss Kommissionsminderheit, das Paket
zur Medienförderung nicht aufzuteilen. Neben den geschlossen stimmenden
Fraktionen der Grünen, SP und GLP stimmten auch die grosse Mehrheit der Mitte-
Fraktion sowie vereinzelte Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion für den Antrag der
Kommissionsminderheit.
Bei der Beratung der Massnahmen kommt es aufgrund der Beschlüsse der KVF-NR und
des Nationalrats nun zu Verzögerungen: Das Geschäft geht nun zurück an die
Kommission, die mit dem nationalrätlichen Entscheid aufgefordert worden ist, den Teil
zur Online-Medienförderung ebenfalls zu beraten. Frühestens in der Wintersession
2020 kann der Nationalrat danach die Detailberatung zum integralen
Medienförderungspaket in Angriff nehmen. 5

Im November 2020 gab die KVF-NR bekannt, dass die Frage der Verfassungsmässigkeit
der Förderung von Online-Medien in einer Anhörung mit verschiedenen Experten
erörtert worden sei und dass die angehörten Personen übereinstimmend die Ansicht
vertreten hätten, die heutige Verfassungsgrundlage sei ausreichend. In der
Zwischenzeit hatte sich die Kommission ebenfalls mit alternativen Fördermassnahmen
im Onlinebereich auseinandergesetzt und aufgrund noch offener Fragen bei der
Verwaltung zusätzliche Abklärungen in Auftrag gegeben. Da diese Abklärungen noch im
Gange seien, könne sich die Kommission mit dem Massnahmenpaket erst im ersten
Quartal des Folgejahres erneut befassen. Die Kommission beschloss mit 14 zu 11
Stimmen, eine Bestimmung betreffend die Befreiung von Arbeitsgemeinschaften von
der Unternehmensabgabe für Radio und TV in einen zweiten Entwurf auszugliedern,
damit sich der Nationalrat bereits in der Wintersession 2020 zu dieser Frage äussern
kann. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.11.2020
MARLÈNE GERBER

Radio und Fernsehen

Radio und Fernsehen mit ihrer Vielzahl von staatspolitischen, kulturpolitischen,
rechtlichen, technischen, wirtschaftlichen und organisatorischen Problemen blieben
für Beobachter wie Beteiligte weiterhin in vieler Hinsicht unbewältigte Medien. Die
Arbeiten für eine Verfassungsgrundlage kamen in das Stadium eines
Bundesratsentwurfs. Das EVED hatte im Januar einen neuen, die bisherigen
Diskussionen berücksichtigenden Entwurf zu einem Artikel 36quater BV über Radio und
Fernsehen ins Vernehmlassungsverfahren geschickt. Aufgrund der eingegangenen
Stellungnahmen, die nochmals das breite Spektrum der medienpolitischen
Konzeptionen aufzeigten, konnte der Bundesrat schliesslich einen nur mehr leicht
modifizierten Text verabschieden. Die endgültige Definierung der bisher umstrittensten
Punkte bleibt freilich der noch zu erwartenden Ausführungsgesetzgebung überlassen.
Die Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft (SRG) setzte ihre Reorganisation
fort und stiess dabei verschiedentlich auf Unbehagen und Kritik. Die Erneuerung der
Organisationsstruktur entsprach nicht dem Vorschlag der mit umfassenden
Reformstudien beauftragten Unternehmensberatungsfirma Hayek, der in vielen Augen
den neuen Funktionen – besonders der Technik – besser Rechnung getragen hätte. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.1973
ERNST FRISCHKNECHT

Die immer dringlicher werdende Eingliederung von Radio und Fernsehen in die
Verfassungsordnung kam 1974 nur mühsam voran. Der Bundesrat hatte 1973 einen
Entwurf vorgelegt, der gegenüber der Version von 1968 wesentlich ausführlicher war
und neu mehrere Grundsätze programmpolitischer Natur festhielt (z. B. Wahrung und
Förderung der geistigen, sozialen, kulturellen und religiösen Werte der Bevölkerung).
Die Gesetzgebung sollte ferner die Freiheit der Institutionen – öffentlichen oder
privaten Rechts – in der Schaffung und Verbreitung der Programme gewährleisten. Der
Ständerat, der den Text als erste Kammer hätte beraten müssen, war nicht in der Lage,
das schwierige Traktandum zu erledigen. Seine vorberatende Kommission unter dem
Vorsitz von R. Broger (cvp, AI) beschloss im Februar, vor der definitiven Beratung
Hearings durchzuführen. Aussprachen mit Fachleuten und ein vielbeachteter Besuch in

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.1974
ERNST FRISCHKNECHT
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den Zürcher Fernsehstudios, wo sich die Ratsherren umstrittene Filme vorführen
liessen, führten schliesslich zu einer eigenen, gegenüber dem Entwurf des Bundesrates
leicht abweichenden Fassung des Artikels 36 quater. Neu wurde die Bestimmung
aufgenommen, dass der Gesetzgeber auf die Stellung und die Aufgabe anderer
Informationsträger, vor allem auf die Presse, Rücksicht zu nehmen habe – ein Ansatz zu
einer umfassenden Medienpolitik, der im Hinblick auf die Neufassung von Art. 55 BV
(Presseartikel) begrüsst wurde und auch eine Handhabe gibt, die pressepolitisch
unerwünschte Werbung im lokalen Kabelfernsehen zu verbieten. Mit dem Vorschlag der
Schaffung einer unabhängigen Beschwerdeinstanz wurde ein in medienpolitischen
Diskussionen schon mehrfach geäussertes Begehren wieder aufgenommen. In der
Fassung der Kommission werden ferner neu die ,Interessen der Kantone und die
Achtung vor der Persönlichkeit erwähnt. Eine Erkrankung des Kommissionspräsidenten
Broger verzögerte schliesslich die Behandlung im Rat. 8

Trotz der gespannten Lage kamen die parlamentarischen Beratungen des neuen
Verfassungsartikels für Radio und Fernsehen bis auf wenige, materiell unbedeutende
Fragen zu einem Abschluss. Verantwortlich für die umgehende Behandlung waren nicht
zuletzt die Probleme des Kabelfernsehens, die dringlich nach einer Lösung verlangten.
Rufe nach einer umfassenden verfassungsrechtlichen Ordnung des gesamten
Kommunikationsbereichs mussten demgegenüber in den Hintergrund treten. Der
Ständerat überwies der Grossen Kammer Ende Januar einen sehr detaillierten Entwurf,
dessen wesentlichste Punkte wir bereits erwähnt haben. Besondere Beachtung fand die
Befürwortung einer unabhängigen Beschwerdeinstanz, welche hauptsächlich von den
Westschweizer und Tessiner Standesherren, die allgemein liberalere Auffassungen
vertraten, bekämpft worden war. Im Nationalrat verdeutlichten längere Debatten einmal
mehr die Standpunkte. Einem Lager konservativ-bürgerlicher Ratsherren, welche die
umstrittenen Medien als mächtige «vierte Gewalt» einer stärkeren Kontrolle zu
unterwerfen suchten, standen vorwiegend linke, aber auch liberale und christlich-
soziale Exponenten gegenüber, welche die unerlässliche Kritikfunktion der Medien
unterstrichen und insbesondere auch die Verankerung der Freiheit der
Programmschaffenden forderten. Dass es in dieser Frage zu keinem schwerwiegenden
Bruch kam, war in einer wichtigen Verhandlungsphase einem differenzierten
Kompromissvorschlag von A. Müller-Marzohl (cvp, LU) zu verdanken, der eine
freiheitliche Gestaltung der Programme «im Rahmen der Richtlinien» vorschlug. Die
Grosse Kammer straffte im übrigen die Vorlage in einigen Punkten und übertrug
ausserdem dem Bund die im Hinblick auf das Kabelfernsehen bedeutsame Kompetenz,
für die Verbreitung von Programmen Konzessionen zu erteilen. Die Kommentatoren
fanden für die Debatten und für deren Ergebnisse nicht überall gute Worte. Hans
Tschäni sprach gar von einer überempfindlichen, engdenkenden Politikergeneration,
die das Risiko der Freiheiten nicht mehr akzeptiere. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.10.1975
ERNST FRISCHKNECHT

Les positions au sujet de l'article sur la radio et la télévision étaient clairement
délimitées: les socialistes et l'extrême-gauche se sont opposés au projet, les partis
bourgeois l'ont soutenu et l'Alliance des indépendants a laissé la liberté de vote.
L'article proposé a cependant été rejeté par 696'039 non contre 531'328 oui, avec une
participation de 33.5 pourcent. Trois cantons et un demi-canton seulement l'ont
accepté: AI, FR, TI, UR. Après la décision populaire, le conseiller aux Etats Broger (pdc,
AI) s'est élevé contre une «pause de réflexion du Conseil fédéral» trop longue. Il a
souligné, dans son intervention parlementaire, l'urgence de donner à la télévision par
câble une base légale qui devrait être élaborée aussi rapidement que possible, vu les
demandes en suspens

Votation du 26 semptembre 1976

Participation: 33.51%
Oui: 531'328 (43.3%) / Cantons: 3.5
Non: 696'039 (56.7%) / Cantons: 18.5

Consignes de vote:
– Oui: PDC, PEV, PLR (1*), PLS, MRS, DS, UDC; UPS, USP, USAM, TravS
– Non: PST, POCH, PSS
– Liberté de vote: AdI; USS
*entre parenthèses: nombre de sections cantonales divergentes 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.09.1976
HANS PETER FLÜCKIGER
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Der neue Verfassungsartikel für Radio und Fernsehen böte auch die Grundlage zu
einer befriedigenden Ordnung für das Kabelfernsehen. Aufgrund der seit 1977
geltenden Regelung wurden mehrere Versuche bewilligt. Darunter ist derjenige in
Baden hervorzuheben, der von einer wissenschaftlichen Untersuchung begleitet wird
und bis 1981 dauern soll. Abgelehnt wurde dagegen die «Züri Vision», ein von der
Rediffusion, dem «Tages-Anzeiger» und dem Ringier-Verlag eingereichtes Projekt im
Hinblick auf die Zürcher Wahlen. Das Departement Ritschard schrieb dazu unter
anderem, dass das Kabelfernsehen das Informationsangebot ergänzen und die Vielfalt
der Informationsträger vermehren sollte. Es werde medienpolitisch nicht richtig
eingesetzt, wenn es bestehende Konzentrationen noch verstärke. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.07.1978
HANS PETER FLÜCKIGER

Die beiden Varianten für einen Radio- und Fernsehartikel statuieren kein rechtliches
Monopol bezüglich der Trägerschaft der elektronischen Medien. Das EVED
kommentierte, es müsste zumindest die Möglichkeit mehrerer untereinander
konkurrierender Veranstalter offen gelassen werden. 1978 verlängerte der Bundesrat
allerdings die Konzession der Schweizerischen Radio- und Fernsehgesellschaft (SRG)
um drei (nicht wie bis anhin um fünf) Jahre, obwohl in zwei parlamentarischen
Vorstössen eine Kündigung derselben gefordert worden war. Die SRG war im
Berichtsjahr mehrfach ins Kreuzfeuer der Kritik geraten. Selbst Bundespräsident W.
Ritschard warf der Institution in einem Brief mangelnde Öffentlichkeitsarbeit,
Zugeknöpftheit zwischen den verschiedenen Stufen des Kaders und Intrigen statt
Solidaritätsbeweisen vor. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.1978
HANS PETER FLÜCKIGER

Die Ausarbeitung eines neuen Verfassungsartikels für Radio und Fernsehen war rasch
an die Hand genommen worden: Anfang Dezember, zwei Jahre nach dem Scheitern der
letzten Vorlage, schickte das EVED zwei Vorschläge in die Vernehmlassung. Die erste
Variante, ein reiner Kompetenzartikel, strebt eine offene verfassungsrechtliche
Grundlage an. Sie sagt nichts über die Ausführungsgesetzgebung aus. In der zweiten
Variante werden Radio und Fernsehen als Medien verstanden, deren staats- und
gesellschaftspolitische Rollen ausdrücklich formuliert sein sollen. Im Zentrum steht
jedoch die Mündigkeit des Radio- und Fernsehkonsumenten; die beiden Medien
haben zur selbständigen Meinungsbildung der Zuhörer und Zuschauer beizutragen. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.12.1978
HANS PETER FLÜCKIGER

Das Vernehmlassungsverfahren zum neuen Verfassungsartikel über Radio und
Fernsehen, der wegen des Tempos der technischen Entwicklung der Medien-
Gesamtkonzeption vorgezogen werden muss, wurde Mitte Jahr abgeschlossen. Mit
Ausnahme der FDP, der SVP und des Arbeitgeberverbandes, die einen reinen
Kompetenzartikel befürworteten, sprachen sich die andern Stellungnahmen für eine
inhaltsreichere Verfassungsaussage aus. Mehrheitlich wurde auch die Schaffung einer
unabhängigen Beschwerdeinstanz gefordert. Die SRG selbst würde zwei getrennte
Artikel begrüssen, um zu verhindern, dass die Kompetenzfrage nochmals der
inhaltlichen Regelung zum Opfer fällt. Sie hatte zu Jahresbeginn ihre neuen Statuten
genehmigt, die im wesentlichen die Öffnung der bis anhin geschlossenen
Mitgliederorganisationen der Westschweiz, die Erleichterung der Neugründung von
Mitgliedergesellschaften und die Vergrösserung des Zentralvorstands brachte. Die SRG
meinte damit die Grundvorschläge der Hayek-Reformstudie aus dem Jahre 1973
verwirklicht zu haben, ihre Kritiker waren sich jedoch darin einig, dass sie damit
begraben worden seien. Sie bemängelten insbesondere, dass eine repräsentative
Zusammensetzung der Mitgliedgesellschaften und der Gremien weiterhin nicht
gewährleistet ist und dass die zentralistischen Tendenzen eher verstärkt worden sind.
Ende Jahr revidierten auch die Regionalgesellschaften der deutschen und
rätoromanischen sowie der französischen Schweiz (DRS und SRTR) ihre Statuten, wobei
letztere zur Bildung von sieben Kantonalgesellschaften aufrief, die die beiden
bisherigen Trägerorganisationen in Genf und Lausanne ersetzen sollen. Die im Vorjahr
vom Nationalrat überwiesene Motion Oehler (cvp, SG), die sich gegen eine 15-
prozentige SRG-Gebührenerhöhung wandte, wurde vom Ständerat abgelehnt; dieser
forderte jedoch in einem Postulat, dass die zusätzlichen Einnahmen zur Verbesserung
der Programmqualität verwendet werden. In entsprechendem Sinne wurde die
Gebührenerhöhung dann vom Bundesrat mit etlicher Verspätung im Herbst in Kraft
gesetzt. Oehler gab sich damit jedoch nicht zufrieden und verlangte in einer neuen
Motion die Zuständigkeit des Parlaments zur Festsetzung der SRG-Gebühren. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.11.1979
CHRISTIAN MOSER
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In einzelnen Fällen reagierten die SRG und viele Medienschaffende empfindlich aus
Furcht vor Übergriffen des Staates. Die Geschäftsprüfungskommission des Nationalrats
prüfte die Aufsicht des Bundes über die SRG und kam zum Schluss, dass diese im
administrativen und finanziellen Bereich verstärkt werden sollte. Obwohl die
Kommission ausdrücklich festhielt, dass sie kein Staatsfernsehen anstrebe, wurde sie
einer solchen Tendenz verschiedentlich beschuldigt, zumal der Kommissionsbericht
auch Auswirkungen auf die bevorstehende Anpassung der SRG-Konzession haben
könnte. Sodann veranlasste die unsachgemässe Kürzung eines Fernsehinterviews mit
dem damaligen iranischen Vizepremierminister Entezam den Bundesrat zur Einleitung
einer Untersuchung, obschon der Fehler sofort eingestanden und korrigiert wurde.
Insbesondere der Vorwurf, dass das Interview überhaupt inopportun gewesen sei und
die äussere Sicherheit der Schweiz gefährdet habe, sowie die Forderung nach einer
wirksameren Überwachung von Konzeption, Realisation und Ausstrahlung von
Informationssendungen stiess auf vehemente Pressekritik, wobei sich vor allem die
welsche Presse für die Informationsfreiheit einsetzte. Gegen eine weitere vom EVED
registrierte Konzessionsverletzung am Westschweizer Fernsehen erhob die
Generaldirektion SRG Verwaltungsgerichtsbeschwerde beim Bundesgericht. Andere
Beschwerden gegen Radio- und Fernsehsendungen wurden abgewiesen, wobei das
Unbehagen über die SRG-internen Beschwerdeinstanzen bestehen blieb. Um die
Entscheide des EVED in Beschwerdesachen breiter abzustützen, verfügte Bundesrat
Ritschard im Sommer die Einsetzung einer fünfköpfigen verwaltungsunabhängigen
Beschwerdeinstanz, die als beratendes Organ seines Departements fungieren soll. Zu
ihrem Präsidenten wurde der Publizist Oskar Reck gewählt. Die Schaffung einer SRG-
externen unabhängigen Beschwerdeinstanz forderte in der Dezembersession eine
Motion von Ständerat Guntern (cvp, VS), die überwiesen wurde. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.1979
CHRISTIAN MOSER

Der Bereich Radio und Fernsehen steht in Erwartung einer gesetzlichen Regelung, die
dem freien Wettbewerb privater Anbieter ein weites Feld öffnen will. Diejenigen
Stimmen, die die Erweiterung des Medienangebots mit einer Diskussion um dessen
gesellschaftlichen Nutzen verbinden möchten, sehen sich je länger desto mehr zu
Kompromissen und zur Akzeptierung der neùen Gegebenheiten gezwungen. Die Serie
präjudizierender Einzelentscheide ging zwar auch im Jahre 1986 weiter, auf der andern
Seite blieben bedeutende Entscheide wegen der bevorstehenden gesetzlichen
Regelung in der Schwebe. Um so mehr Bedeutung erlangten deshalb Stellungnahmen
von neuformierten Medienlobbies.

Das kurz vor der Sommerpause zur Vernehmlassung vorgelegte Bundesgesetz über
Radio und Fernsehen (BRF) soll ein offenes und flexibles Rahmengesetz werden, das
der raschen Entwicklung der Medien Rechnung tragen kann. Es steht in engem
Zusammenhang mit dem gleichzeitig vorgelegten Entwurf zu einem neuen
Fernmeldegesetz. Das BRF postuliert ein Dreiebenenmodell. Im lokalen und regionalen
Bereich soll freier Wettbewerb herrschen, wobei die bisherige Beschränkung des
Wirkungsbereichs auf einen zehn Kilometer-Radius zugunsten einer weiter gefassten
Limitierung auf Gebiete, die kulturell und wirtschaftlich eine Einheit bilden, wegfallen
wird. Vorgesehen ist im weitern die Möglichkeit der Einspeisung von Programmen in
Kabelnetze, die nicht im festgelegten Versorgungsgebiet des Senders liegen. Auf der
sprachregionalen/nationalen Ebene soll die SRG ihre Sonderstellung und die Priorität
bei den Gebühren beibehalten. Sie hätte dafür weiterhin einen umfassenden
Leistungsauftrag zu erfüllen, der den regionalen Sendern nicht aufgebürdet wird. Die
Möglichkeit eines Konkurrenznetzes zur SRG soll nicht ausgeschlossen werden, wobei in
diesem Falle die Bundesversammlung über die Sendeerlaubnis beschliessen müsste.
Die internationale Ebene (Satellitenfernsehen) wird der Regelung durch die Marktkräfte
und die Verfügbarkeit von Frequenzen und Verbreitungsmitteln überlassen. Dieser
Bereich soll bis zum Inkrafttreten des neuen Gesetzes durch einen
allgemeinverbindlichen Bundesbeschluss, der 1986 bereits von einer
Ständeratskommission beraten wurde, vorzeitig geregelt werden. Der
Vemehmlassungsentwurf zum BRF sieht Werbefinanzierung auf breiter Front inklusive
SRG-Radiowerbung vor. Dabei soll Werbung entweder vom Programm getrennt bleiben
oder entsprechend einer Variante in begrenztem Masse auch mit diesem vermengt
werden. Als neue Werbeform ist die Zulassung von Sponsoring vorgesehen, wobei nur
politische Sendungen von dieser Finanzierungsmöglichkeit ausgeschlossen sind. Die
SRG soll generell die Priorität bei den Gebühren beibehalten; ein Gebührensplitting
zugunsten notleidender Lokalsender ist jedoch nicht ausgeschlossen. Davon könnten
diejenigen Stationen profitieren, in deren Versorgungsgebiet kein ausreichendes
Finanzierungspotential vorhanden ist. Ebenfalls sollen für diese Fälle subsidiäre
Finanzhilfen des Bundes möglich werden. Der BRF-Entwurf sieht im weitern die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.09.1986
CHRISTIAN MOSER
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Verankerung der Unabhängigen Beschwerdeinstanz in einem Spezialgesetz vor und
lässt die Möglichkeit zur Schaffung eines Bundesamtes für Medienwesen offen.
Konzessionserteilungen, die Aufstellung von Frequenzplänen sowie die Überprüfung der
Einhaltung internationaler Verträge und schweizerischer Vorschriften sollen weiterhin
durch den Bundesrat und die zuständigen Verwaltungsstellen vorgenommen werden. 16

1987 konnte nun das Vernehmlassungsverfahren zum Vorentwurf des RTVG, den das
EVED ausgearbeitet hatte, abgeschlossen werden, worauf der Bundesrat seinen noch
stärker auf Kompromisse angelegten Entwurf mit einer Botschaft vorlegte. Abgesehen
von der vielfach gewünschten Straffung des Gesetzes konnten aber auch damit die
strittigen Punkte nicht ausgeräumt werden, doch zeigten sich nun die massgeblichen
bürgerlichen Parteien zufriedener. Die Vernehmlassung hatte Mehrheiten für eine
Sonderstellung der SRG und für die Ermöglichung des Sponsoring, jedoch gegen die
Regelung der «inneren Medienfreiheit» (der redaktionellen Unabhängigkeit) ergeben,
während das «Gebührensplitting», also die Verteilung eines Teils der SRG-Gebühren
an wirtschaftlich bedrohte Sender, umstritten war.

Der neue Gesetzesentwurf geht von einem Drei-Ebenenmodell aus: Je auf der
nationalen/sprachregionalen, der regionalen/lokalen und der internationalen Ebene
sind unterschiedliche Regelungen vorgesehen. Auf der ersteren soll der SRG ein
besonderer Leistungsauftrag auferlegt und eine Vorzugsstellung (Finanzierung über
Gebühren, bevorzugte Zuweisung der Sendeanlagen), jedoch kein Monopol eingeräumt
werden. Insbesondere die vierte, einzig noch verbleibende terrestrische
Fernsehsenderkette soll als «Verbundlösung» konzipiert, das heisst privaten
Veranstaltern im Verbund mit der SRG zur Verfügung gestellt werden. Falls diese nicht
nur ein regionales oder lokales «Fenster» benutzen, sondern ein sprachregionales oder
gar nationales Programm anbieten möchten, wäre die Bundesversammlung für die zu
erteilende Konzession zuständig. Diese könnte jedoch nur erteilt werden, wenn die SRG
in der Erfüllung ihres Leistungsauftrags nicht «schwerwiegend beeinträchtigt» würde –
eine Formulierung, die in der bundesrätlichen Botschaft nicht näher erläutert wird und
gemäss dem Medienjuristen F.A. Zölch als «unbestimmter Rechtsbegriff» erst in der
Verordnung geklärt werden müsste. Auf der regionalen/lokalen Ebene sieht der
Gesetzesentwurf eine Vielzahl von privaten, werbefinanzierten Rundfunkveranstaltern
vor, wobei den Kantonen ein Vorschlagsrecht für die Konzessionserteilung durch den
Bund zustünde. Um auch die Versorgung von Rand- und Berggebieten zu gewährleisten,
ist ein Gebührensplitting weiterhin im Entwurf verblieben. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.04.1987
LUZIUS MEYER

Keine Begrenzung der Zahl der Veranstalter sieht das Gesetz auf der internationalen
Ebene vor, wobei jedoch die in der Schweiz verbreiteten ausländischen Sender den
wesentlichen Bestimmungen über die hiesigen Werbevorschriften genügen müssten.
Diese betreffen vor allem Branchenverbote und die Art der Trennung von Programm
und Werbung. Das Sponsoring von Sendungen soll, mit Auflagen, erlaubt werden. Die
vor allem von Journalisten-Verbänden geforderte innere Medienfreiheit ist nicht in den
Gesetzesentwurf aufgenommen worden. Eine unabhängige Beschwerdeinstanz soll
dagegen mehr Entscheidungsbefugnisse erhalten als dies bisher der Fall ist. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.1987
LUZIUS MEYER

Die CVP befürwortete den Gesetzesentwurf des Bundesrates im Prinzip, verlangte aber
mehr Mittel für die Versorgung der Berg- und Randgebiete; sie wandte sich jedoch
gegen das die SRG benachteiligende Gebührensplitting und schlug
Investitionshilfekredite für den Aufbau von privaten Sendeinfrastrukturen in den
benachteiligten Regionen vor. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.06.1988
LUZIUS MEYER

Mit ausführlichen Anhörungen ausgewählter Experten und Interessenvertreter begann
die zuständige Nationalratskommission die Beratung des Radio- und Fernsehgesetzes
(RTVG). Bei ersten Entscheidungen der Kommission fiel deren Hang auf, strittige Punkte
im Gesetz abzuschwächen und dafür der Exekutive eine grössere
Entscheidungskompetenz zuzuweisen. So strich sie das Werbeverbot für Tabak und
Alkohol zugunsten einer bundesrätlichen Kompetenz, einschränkende Vorschriften zu
erlassen. In der am meisten umstrittenen Frage nach der Regelung der vierten, einzig
noch verbleibenden terrestrischen Fernsehsenderkette sprach sich die Kommission
nicht für die im Entwurf vorgesehene Minderheitsbeteiligung der SRG, sondern lediglich

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.09.1988
LUZIUS MEYER
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für deren «angemessene» Beteiligung aus. Das vorgesehene «Gebührensplitting»,
gemäss dem die SRG einen Teil der Gebühren an Veranstalter in wirtschaftlich
schwachen Gebieten abzugeben hätte, wurde mit einem knappen Entscheid
unterstützt. 20

Will die Schweiz für die einheimischen Rundfunkveranstalter nicht krasse
Wettbewerbsnachteile schaffen, muss sie die Formulierung des RTVG in bestimmten
Punkten – insbesondere den Werbevorschriften – europäischen Gegenbenheiten und
Vereinbarungen anpassen. Für letztere präsentierte der Europarat beziehungsweise
dessen Comité directeur sur les moyens de communication de masse (CDMM) einen
Entwurf. Dieser sieht Bestimmungen zum Schutz der Rechte des Individuums (etwa das
Gegendarstellungsrecht) und zum Jugendschutz vor, regelt den Anteil der
europäischen Produktionen im Programm und stellt Werbevorschriften auf. Der
Entwurf wurde an zwei Konferenzen der 21 Medienminister diskutiert, wobei sich vor
allem die Unterbrechung von Programmen mit Werbung, die Genussmittelwerbung, das
Tele-Shopping, der Einbezug des Radios und die Frage nach den möglichen Sanktionen
bei Regelverletzungen als strittig herausstellten. Es wurde dabei deutlich, dass der
Entwurf des CDMM in einigen Punkten abgeschwächt werden dürfte. So einigten sich
die Minister nicht auf einen festen Anteil an europäischen Produktionen und äusserten
die Absicht, Unterbrecherwerbung unter gewissen Bedingungen zu erlauben. Immerhin
sollen die Werbeordnungen anderer Länder dann respektiert werden müssen, wenn die
Sendungen hauptsächlich für diese bestimmt sind. Dies träfe beispielsweise für das
Fernsehen von Campione zu, das nach italienischem Recht vor allem ins Tessin
einstrahlt. Die Medienminister einigten sich darauf, die Vereinbarung im Frühjahr 1989
zu unterzeichnen. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.11.1988
LUZIUS MEYER

Am 4. und 5. Oktober behandelte der Nationalrat den vom Bundesrat 1987 vorgelegten
Entwurf für ein Bundesgesetz über Radio und Fernsehen. Der «Schicksalsartikel» 31
(Andere Veranstalter) wurde gemäss Kommissionsantrag inhaltlich und formal
abgeändert, womit das Vertragsmodell Zustimmung erhielt. Das Gesetz soll demnach
nicht bestimmen, wer neben der SRG künftig auf nationaler oder sprachregionaler
Ebene Fernsehen machen kann. Private Fernsehanbieter werden aber die Möglichkeit
haben, in Zusammenarbeit mit der SRG ein Ergänzungsprogramm zu gestalten. In der
Frage der Konzessionserteilung wurde die Passage zur «publizistischen
Vormachtstellung» im Versorgungsgebiet auf Antrag des Freisinnigen Loeb (fdp, BE)
entschärft; danach kann die Konzession erteilt werden, «wenn der Bewerber die
Meinungs- und Angebotsvielfalt nicht gefährdet». Ausserdem strich die Volkskammer
die Bestimmung, dass die vom Bundesrat erteilte Konzessionen für andere Veranstalter
von der Bundesversammlung genehmigt werden müssen. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.1989
MATTHIAS RINDERKNECHT

Beim Gebührensplitting wurde der Vorschlag der Kommissionsmehrheit gutgeheissen:
ein gewisser Finanzausgleich zugunsten wirtschaftlich schwächerer Regionen wird
demnach nur in Ausnahmefällen gewährt (Art. 16, Absatz 2). Ein von den Fraktionen der
FDP und der SVP unterstützter Antrag, die Unterbrechung von Sendungen mit Werbung
nicht zu verbieten, wurde mit 104 zu 69 Stimmen abgelehnt; das explizite Werbeverbot
für Alkohol, Tabak, Heilmittel sowie für politische und religiöse Anliegen wurde gemäss
bundesrätlicher Vorlage angenommen. Zustimmung fand auch der Vorschlag des
Bundesrats, mit dem Sponsoring («Zuwendungen Dritter») eine neue Form von
Werbung zuzulassen (Art. 18). In der Gesamtabstimmungpassierte das RTVG mit 134 zu
null Stimmen. Innerhalb der grossen Parteien waren keine eindeutigen Präferenzen in
bezug auf die umstrittenen Punkte auszumachen: Die parteipolitische Couleur spielte
nur eine untergeordnete Rolle und die traditionellen ideologischen Grenzen traten
kaum in Erscheinung. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.1989
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das Schweizer Radio International (SRI) wird in Zukunft seine Programmtätigkeit
diversifizieren und unter anderem seinen Personalbestand bis 1994 erhöhen. Die Frage,
ob das SRI in Zukunft auch in russischer Sprache senden kann, blieb noch offen. Auf
technischer Ebene braucht dieser Kurzwellensender neue, stärkere Sendeanlagen. Die
PTT sehen dafür ein dezentrales Konzept vor, was aber langwierige
Bewilligungsverfahren nach sich ziehen wird. Der Bundesrat beantragte dem Parlament
die Verlängerung des Bundesbeschlusses über das schweizerische Kurzwellenradio bis

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.11.1989
MATTHIAS RINDERKNECHT
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1995, weil das RTVG erst nach 1991 in Kraft treten wird. 24

Nachdem der Nationalrat als Erstrat im letzten Herbst dem Vertragsmodell und dem
Prinzip des Sponsorings zugestimmt hatte, hingegen keine Unterbrechung von ,
Sendungen durch Werbung zulassen wollte, schlug nun die zuständige
Ständeratskommission als Kompromisslösung vor, Sendungen von über 90 Minuten
Dauer durch einen einzigen Werbeblock unterbrechen zu dürfen. Dieser Vorschlag
wurde vom Ständerat mit 30:11 Stimmen angenommen. Den Kommissionsantrag für eine
Streichung des Artikels über die Unterstützung europäischer Eigenleistungen lehnte der
Rat hingegen mit 20:17 Stimmen ab.

Deutlich mehr zu reden gab der Problemkreis der Programmaufsicht durch die
Unabhängige Beschwerdeinstanz (UBI). Die Kommission hatte vorgeschlagen, eine
eigens vom Veranstalter organisierte 0mbudsstelle ohne Weisungsbefugnis vor die UBI
zu schalten, welche erstinstanzlich die Beschwerden behandelt und gewisse
Beschwerden an die UBI weiterreichen kann. Die Möglichkeit einer
Verwaltungsgerichtsbeschwerde beim Bundesgericht solle letztinstanzlich erhalten
bleiben. Dieser Vorschlag setzte sich schlussendlich gegen Anträge aus verschiedensten
Richtungen – wie das Begehren des freisinnigen Masoni (TI) nach einem Radio- und
Fernsehrat oder jenes des Urners Danioth (cvp) nach veranstalterunabhängigen
Schlichtungsstellen – durch. Ziel dieses neuen Dreistufenverfahrens soll vor allem eine
Entlastung der UBI, aber auch eine praxisnahe Erledigung der Beschwerden sein. Im
übrigen nahm der Rat einen Minderheitsantrag an, wonach das Beschwerderecht von
Behörden nicht auf Kantonsregierungen zu beschränken sei und sprach sich mit
knappem Mehr dafür aus, dass die Verhandlungen vor der Beschwerdeinstanz öffentlich
ausgetragen werden sollen. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Differenzbereinigungsverfahren hat die Nationalratskommission beschlossen, dem
Plenum ebenfalls die Unterbrechung von über 90minütigen Sendungen durch Werbung
vorzuschlagen. Vom ständerätlichen Konzept für die Behandlung von Beschwerden will
die Kommission die vorgeschalteten Ombudsstellen übernehmen, hingegen auf das
Weiterzugsrecht von Entscheiden der UBI an das Bundesgericht verzichten. Sie erhofft
sich davon, dass die UBI wieder vermehrt als Schlichtungsinstanz und weniger als
richterliches Gremium tätig sein kann. Bei Konzessionsverletzungen soll gemäss der
Kommission in Zukunft das EVED einschreiten, dessen Entscheide dann vor dem
Bundesgericht angefochten werden könnten. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die schweizerischen Medien-, Film- und Literaturschaffenden haben die Beschlüsse
des Ständerates, insbesondere die Lockerung des Werbeverbotes und die
Neustrukturierung der Programmaufsicht, scharf verurteilt. Sie befürchten davon eine
wachsende Kommerzialisierung und Disziplinierung des Medienschaffens. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Bundesrat hat dem Parlament das im letzten Jahr unterzeichnete Übereinkommen
des Europarates über das grenzüberschreitende Fernsehen zur Ratifizierung vorgelegt.
Damit verbunden war auch eine Änderung des Bundesbeschlusses über das
Satellitenfernsehen in bezug auf Sponsoring und Werbung. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.10.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nachdem der Bundesrat 1989 mit neun andern Mitgliedstaaten des Europarates das
Europäische Übereinkommen über das grenzüberschreitende Fernsehen
unterzeichnet hatte und im Herbst 1990 die entsprechende Botschaft und der
Beschlussentwurf ans Parlament gingen, beschlossen beide Räte im Berichtsjahr
einstimmig die Annahme des Übereinkommens. Dieses legt Minimalregeln fest in den
Bereichen der Individualrechte (Recht auf Gegendarstellung), der Verantwortung der
Rundfunkveranstalter hinsichtlich Gewalt, Pornographie, Jugendschutz und Rassismus,
der kulturellen Ziele und der Werbung resp. des Sponsorings. Gleichzeitig wurde auch
eine Anpassung des Bundesbeschlusses über das Satellitenfernsehen hinsichtlich der
Werbung und des Sponsorings einstimmig vorgenommen. Das Übereinkommen wurde
an der dritten Konferenz der europäischen Medienminister in Zypern ratifiziert. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Im Differenzbereinigungsverfahren zwischen National- und Ständerat, welches im
Berichtsjahr abgeschlossen werden konnte, standen die Fragen zur Unterbrechung von
über 90minütigen Sendungen durch einen Werbeblock sowie die
Beschwerdebehandlung und dabei insbesondere die Rolle der Unabhängigen
Beschwerdeinstanz (UBI) im Mittelpunkt.

Der im Vorjahr gefällte Entscheid des Ständerats zugunsten einer einmaligen
Unterbrechung von über 90 Minuten dauernden Sendungen durch einen Werbeblock
stiess im Nationalrat auf grossen Widerstand. Er schwenkte schlussendlich, nach
zweimaligem Beharren auf seiner ursprünglichen Position, mit 95 zu 74 Stimmen bei
sechs Enthaltungen auf jene des Ständerates ein.

In der Frage der Progammaufsicht stimmte der Nationalrat prinzipiell dem
ständerätlichen Modell zu; dieses sieht eine der UBI vorgeschaltete Ombudsstelle als
Schlichtungsinstanz vor. Der Nationalrat konnte sich aber in einer Detailfrage gegen den
Ständerat durchsetzen: In Zukunft sollen die Verhandlungen vor der UBI nicht öffentlich
sein. Ausserdem wurde der Beschluss, Entscheide der UBI ans Bundesgericht
weiterziehen zu können, nach einer Patt-Situation von 77 zu 77 Stimmen durch
Ratspräsident Bremi im Sinne der vom Ständerat vorgeschlagenen Lösung eines
Weiterzugsrechts gefällt.

Weitere Differenzen, die jedoch eine eher untergeordnete Rolle spielten, wie z.B. das
Anschlussobligatorium für Liegenschaften ans Kabelnetz sowie die Strafbestimmungen,
wonach Veranstalter wie auch Programmschaffende künftig bei
Konzessionsverletzungen zur Rechenschaft gezogen und mit einer Busse von bis zu
5000 Fr. bestraft werden können, wurden ebenfalls im Sinne des ständerätlichen
Beschlusses ausgeräumt. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das EVED nahm die Planung der Neuaufteilung der UKW-Sendefrequenzen an die Hand
und arbeitete verschiedene Modelle für die Zukunft aus, welche im Herbst in die
Vernehmlasung geschickt wurden. Die erste Variante würde sich weitgehend am Status
quo orientieren. Die zweite Variante hingegen sieht eine gewichtige Ausweitung des
bisher gemäss RVO 20 km umfassenden Senderadius vor; damit soll den Lokalradios
eine Chance gegen die Konkurrenz aus dem Ausland geboten werden. Im Gegenzug
müssten aber einige Lokalradiosender eingestellt werden, weil die freien Frequenzen
dannzumal noch rarer würden; ebenso müssten in einigen Regionen die zweiten und
dritten sprachregionalen Senderketten über das Kabelnetz und nicht mehr drahtlos
übermittelt werden. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Entwurf der Verordnung zum Radio- und Fernsehgesetz (RTVV) wurde im August
den Interessierten zur Stellungnahme unterbreitet. Er bewirkte einerseits Freude bei
audiovisuellen Medienmachern, andererseits Bestürzung bei den Printmedien, welche
um ihre Werbeeinnahmen fürchteten. Der Entwurf sieht eine Verdoppelung bis
Verdreifachung der Werbezeit bei Radio und Fernsehen (15% der täglichen Sendezeit
sowie maximal 12 Minuten pro Stunde), Sonntagswerbung, die Kompetenz des
Bundesrates, auch am Radio DRS Werbung zu erlauben sowie Teleshopping während
maximal einer Stunde pro Tag vor. Ausserdem sollten kleinere Lokalradios, deren
potentielle Hörerschaft unter 150 000 Personen liegt und an deren Programm ein
besonderes öffentliches Interesse besteht, Unterstützungsgelder durch
Gebührensplitting erhalten. Wirtschaftskreise bemängelten gewisse Details wie das
Gebührensplitting, welches ihrer Ansicht nach nur in wenigen Ausnahmefällen
zuzulassen sei und forderten vor allem die Konkretisierung des Verhältnisses zwischen
der SRG und privaten Veranstaltern auf Gesetzesstufe. Medienschaffende kritisierten
hingegen die kommerzielle Ausrichtung der Verordnung; ebenso stiess das Fehlen von
Bestimmungen über den Finanzausgleich zwischen den Sprachregionen auf Kritik. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Planung der Neuaufteilung der UKW-Frequenzen wurde durch eine Serie von
Vorschlägen der von Bundesrat Ogi eingesetzten "Studiengruppe UKW 92" unterstützt,
nachdem die aktuelle und geplante Nutzung der UKW-Frequenzen im
Vernehmlassungsverfahren zu verschiedenen Varianten für die künftige UKW-
Radioversorgung bei Teilen der Öffentlichkeit auf Unverständnis und Skepsis gestossen
war. Mit vierzehn technischen und organisatorischen Massnahmen könnte gemäss dem
Bericht der Studiengruppe der Mangel an UKW-Frequenzen im Mittelland erheblich
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entschärft werden: Insbesondere könnten durch eine Neudefinition der
Versorgungsgebiete mit Prioritätsordnung, was die Stereo- oder Monoqualität
anbelangt, die Verwendung eines Teils der für den Kriegs- und Katastrophenfall
reservierten Frequenzen, die Eliminierung von Mehrfachversorgungen sowie durch rein
monophone Ausstrahlung die meisten Wünsche der Lokalradios in bezug auf ihr
Sendegebiet erfüllt werden. Die Empfehlungen sollen in die Planungsgrundlagen der
durch die PTT zu erstellenden Sendernetzpläne einfliessen, die ihrerseits die
Voraussetzung für die Ausschreibung der Konzessionen für private Radioveranstalter
bilden. 33

Das EVED bewilligte die Einspeisung von 16 digitalen Radioprogrammen und vier neuen
Satellitenfernsehprogrammen (je ein luxemburgisches, türkisches und britisch-
arabisches Programm sowie den niederländischen Informatiksender " Computer
Europe Channel") in die Kabelnetze. Mit Inkrafttreten des neuen RTVG ab dem 1. April
wurde die Bewilligungspflicht für die Einspeisung von ausländischen
Satellitenprogrammen in Kabelnetze abgeschafft. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Bundesrat hat die Verordnung zum RTVG, welches auf den 1. April in Kraft getreten
ist, kurz vorher verabschiedet. Aufgrund dieses neuen Vollzugsinstruments (RTVV) kann
das Schweizer Fernsehen statt wie bisher während 28 Minuten neu während 8% der
täglichen Sendezeit, was ungefähr 50 Minuten entspricht, Werbung ausstrahlen. Diese
Regelung wurde vom Bundesrat mit Rücksicht auf die Printmedien, welche durch die
Einbussen der Inseratenerträge in Folge der Rezession ohnehin schon in
Schwierigkeiten geraten sind, getroffen; in Angleichung an europäische Normen waren
ursprünglich für die SRG ein Anteil von 15% Werbung vorgesehen. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.08.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Rahmen der Anpassung des neuen RTVG an die Erfordernisse des EWR-Vertrages
(Eurolex-Vorlage) wurden nur wenige Anderungen eher formalen Charakters
vorgenommen, weil dieses Gesetz schon eurokompatibel gestaltet worden war. Die
wichtigste – infolge der Ablehnung des EWR-Vertrags aber nicht in Kraft getretene –
Neuerung hätte in der Möglichkeit bestanden, eine Veranstalter-Konzession auch
Bewerbern erteilen zu können, die von Personen aus EWR-Staaten beherrscht
werden. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.10.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Bundesrat erteilte der Schweizerischen Radio- und Fernsehgesellschaft (SRG) eine
neue Konzession, worin er sie ermächtigte, ab 1993 zusammen mit privaten Anbietern
einen vierten Kanal mit dem Namen "S +" zu realisieren. Für "S +" soll eine autonome
Programmdirektion eingeführt werden, welche der SRG-Generaldirektion untersteht
und den Interessen der Sprachregionen sowie der privaten Veranstalter Rechnung
tragen soll. Sowohl das sogenannte Vertragsmodell als auch die Möglichkeit der
unabhängigen Veranstaltung sollen realisiert werden können. Die Vorrangstellung der
SRG wird jedoch weiterhin garantiert, was im übrigen von der Schweizerischen
Fernseh- und Radiovereinigung (SF RV) sofort kritisiert wurde. Entgegen dem Willen der
SRG hat der Bundesrat die Idee des Kultur- und Bildungsauftrages explizit in der
Konzession formuliert; darin ist auch der Gebrauch der Hochsprache für das
deutschschweizerische Fernsehen in Nachrichten- und Informationssendungen
verankert. Die Medienunternehmen Jean Frey AG und Ringier hatten bisher Interesse
für eine Zusammenarbeit bekundet. Erstere kündigte an, ein Wirtschaftsmagazin
namens "Bilanz-TV" ausstrahlen zu wollen, letztere plante, das Magazin "Cash-TV" über
die vierte Senderkette zu verbreiten. Gemäss den Erwartungen des BAKOM werden die
privaten Anbieter die Programmkapazität von "S +" nur teilweise ausschöpfen; für die
übrige Programmzeit könnten somit Wiederholungen aus dem SRG-Programm
angesetzt werden. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Damit wichtige Kultur- und Sportanlässe vom Publikum auch verfolgt werden können,
stimmten National- und Ständerat der bundesrätlichen Botschaft betreffend das
Protokoll zur Änderung des Übereinkommens über das grenzüberschreitende
Fernsehen des Europarates einstimmig zu. Die Auflistung jener Ereignisse, welche von
den Vertragsstaaten als gesellschaftlich sehr bedeutsam erachtet werden, soll
verhindern, dass diese von Pay-TV-Veranstaltern nur einem zahlenden Publikum
zugänglich gemacht werden. 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

In seiner Erklärung zu den Jahreszielen 2001 des Bundesrates erwähnte
Bundespräsident Ogi unter anderem die Erarbeitung einer neuen Medienordnung, die
einen leistungsfähigen Service public und mehr Gestaltungsspielraum für private
Initiative gewährleisten soll. In diesem Sinn präsentierte der Bundesrat zu Jahresbeginn
die Leitplanken für die Revision des Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG) von 1991 und
schickte im Dezember einen entsprechenden Gesetzesentwurf in die Vernehmlassung.
Die künftige Medienordnung soll strikt zwischen der öffentlich-rechtlichen SRG mit
ihrer Verantwortung für den Service public sowie ihrem Anspruch auf
Empfangsgebühren einerseits und den sich frei auf dem Markt bewegenden, privaten
Anbietern andererseits trennen. Das hiesse Abschied nehmen vom seit 1991 geltenden
Drei-Ebenen-Modell, welches den Markt aufgrund geographischer Kriterien in einen
lokalen, einen sprachregionalen und einen internationalen Sektor aufteilt. Stattdessen
soll mit dem dualen System eine starke SRG mit Service-public-Auftrag und
Gebührenmonopol sowie ein freier Wettbewerb zwischen Privatanbietern gefördert
werden. Der Gesetzesentwurf sieht beim SRG-Radio nicht nur wie bis anhin ein Verbot
der Werbung vor, sondern erteilt dem Bundesrat auch die Kompetenz, ein
Sponsoringverbot für Radio und Fernsehen der SRG zu verordnen. Im weiteren soll die
Untersagung von Werbung für Heilmittel am SRG-Fernsehen weiterhin gelten.
Andererseits stellt die Vorlage eine weitgehende Liberalisierung des Markts für private
Veranstalter in Aussicht, indem die Konzessionspflicht und die Konzessionsabgabe auf
den Werbeeinnahmen sowie jegliche Service-public-Vepflichtungen für Private
entfallen und die Werbeordnung an das europäische Niveau angepasst wird.
Empfangsgebühren für Privatveranstalter sind dabei nur noch in Sonderfällen
vorgesehen – so für zweisprachige Programme und Privatradios in aufwendig zu
erschliessenden Bergtälern. Für die SRG wie für Private sollen gesetzliche
Bestimmungen hinsichtlich Rassismus und Pornographie sowie ein Werbeverbot in den
Bereichen Alkohol, Religion und Politik gelten – laut Medienminister Leuenberger die
drei grossen Suchtgefahren dieser Welt. Das unmittelbare Echo auf den Entwurf war
kontrovers und spiegelte den Verteilkampf um Konzessionsgelder und
Werbeeinnahmen wider. Die SRG bemängelte die sie betreffenden Einschränkungen als
zu streng – so insbesondere das neu vorgesehene generelle Sponsoring-Verbot, das der
Anstalt Einnahmeverluste von 30 bis 40 Mio Fr. bescheren würde. Kritik wurde auch von
seiten Westschweizer Privatradios laut, die ohne Konzessionsgebühren um ihr
Überleben fürchteten. Die Deutschschweizer Privatsender werteten ihrerseits die
Werbeeinschränkungen bei der SRG als positiv. 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Die Festschreibung einer Quote für das Schweizer Musikschaffen im neuen RTVG
forderte die „Action CH-Rock“ zusammen mit anderen Interessengruppen.
Insbesondere durch die Neuausrichtung von DRS 3 sei der Schweizer Musikszene eine
nicht unwichtige Plattform verlustig gegangen. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.04.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Kritik wurde an der im Rahmen der RTVG-Revision geplanten Behördenorganisation
geübt, welche alle Mitglieder der entscheidenden Gremien der Wahl durch den
Bundesrat unterstellt und unter anderem die Einsetzung einer Kommission für
Fernmeldewesen und elektronische Medien vorsieht. Insbesondere der Presserat
widersetzte sich in seiner Vernehmlassungsantwort vehement einer intensivierten
staatlichen Kontrolle und Verrechtlichung des Journalismus. Er schlug mehr
Selbstregulierung und die Schaffung eines einfacheren Kontrollsystems in Form eines
Medienrats mit Branchen- und Publikumsvertretern vor, der den Presserat selbst und
die im Gesetzesentwurf vorgesehenen neuen Kontrollinstanzen ersetzen würde. Zu
zaghaft erschien die Liberalisierung den Westschweizer Lokalradios sowie dem
Westschweizer Radio RSR, die sich erstmals gemeinsam äusserten, um ihrer
ablehnenden Haltung dem neuen RTVG-Entwurf gegenüber mehr Gewicht zu verleihen.
Der Entwurf zwinge die Schweizer Sender, mit ungleich langen Spiessen gegenüber den
ausländischen zu kämpfen, zementiere eine schwerfällige Staatskontrolle und

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.05.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

01.01.65 - 01.01.23 14ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



präsentiere mit der Abkehr von der gemischten Finanzierung einen unbrauchbaren
Finanzierungsplan. Gute Noten erhielt der Gesetzesentwurf wiederum vom Verband
Schweizer Privatradios (VSP), der nur an den Wettbewerbsvorteilen der SRG etwas zu
bemängeln hatte und dementsprechend die weitgehende Gleichstellung der Privaten
mit der SRG forderte. 41

Schwerwiegende Kritik am RTVG-Entwurf meldete die SRG an ihrer
Jahresmedienkonferenz an. Das geplante duale System – eine starke SRG mit Service-
public-Auftrag und Gebührenmonopol sowie ein freier Wettbewerb zwischen
Privatanbietern – führe unweigerlich zu einer Überreglementierung, die das
Funktionieren beider Seiten bedrohe. Die Zentralisierung der Kontrolle sowie die
strenge Fassung des Service public widersprächen den legitimen Ansprüchen des
Publikums, denn stark sei die SRG im Laufe der Zeit nicht zuletzt dank der ihr
zugestandenen Freiheit geworden. SRG-Generaldirektor Armin Walpen plädierte dafür,
private Anbieter grundsätzlich nicht mehr dem Rundfunkrecht zu unterstellen. Im
weiteren seien statt Prozess-Kontrollen Resultate-Kontrollen zu institutionalisieren
sowie bei einem allfälligen Ausbau des Gebührensplittings auch der SRG Radiowerbung
zuzugestehen. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.06.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

C’est en fin d’année que le projet de loi a été transmis au parlement. Dans la logiques
des principes généraux énoncés en début d’année, le Conseil fédéral a insisté sur la
garanti d’un service public fort ainsi que sur l’assouplissement des dispositions
concernant les diffuseurs privés. D’une part, la SSR (Société Suisse de radiodiffusion et
télévision) doit rester la principale bénéficiaire de la redevance de réception, afin que
la Suisse puisse toujours bénéficier d’une offre indépendante dans chaque région
linguistique. Il est prévu d’introduire un comité consultatif indépendant pour vérifier la
mise en œuvre du mandat confié à la SSR, notamment concernant la qualité de
programmes. Composé d’une chambre par région linguistique, il ne devrait pas être
pourvu d’un pouvoir de sanction. D’autre part, les diffuseurs privés devraient voir leur
position renforcée grâce à une augmentation significative de la quote-part de la
redevance qui leur sera attribuée (principe du « splitting »). Ce soutien devrait passer
de 12 à 44 millions de francs (au maximum 4% du produit total de la redevance) et être
plus ciblé. L’appui à ces diffuseurs privés de radio ou de télévision sera lié au respect
d’un mandat de service public. Des diffuseurs actifs au niveau suprarégional ne
devraient toutefois pas bénéficier d’une partie de la redevance. Il est prévu que la
réglementation sur la publicité soit assouplie et permette les interruptions
publicitaires et la promotion des boissons alcoolisées. Ce dernier point ne concerne
toutefois que les alcools légers (vin, bière, cidre…). La SSR n’est pas concernée par ces
mesures d’assouplissement et l’interdiction de la publicité radiophonique devrait être
maintenue, excepté sous la forme de sponsoring d’émissions. Il convient enfin de
mentionner la probable création d’une commission indépendante chargée de
chapeauter les télécommunications et la radiodiffusion. Elle devrait notamment
sélectionner les diffuseurs et contrôler l’accomplissement de leurs mandats de
prestation. Le projet a été globalement bien perçu. La SSR s’est cependant montrée
préoccupée par la perte découlant du nouveau système de répartition de la redevance.
Elle a émis le souhait de bénéficier d’une augmentation de cette dernière pour
compenser ces pertes. Les diffuseurs privés, se sont montrés globalement satisfaits des
propositions gouvernementales. Voix discordante, l’Institut de prévention de
l’alcoolisme et autres toxicomanies (ISPA) a exprimé sa déception de voir la logique
économique prendre le pas sur celle de la santé publique ou de protection de la
jeunesse. 43

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2002
ROMAIN CLIVAZ

Das zu revidierende Radio- und Fernsehgesetz (RTVG) war auch im Berichtsjahr heiss
umstritten und bot Anlass zur Austragung von Kämpfen um Besitzstände und
Gebührenanteile. Zu Jahresbeginn war noch mit einer parlamentarischen Behandlung
des lang ersehnten und Ende 2002 vorgelegten Gesetzesentwurfs in der
Sommersession gerechnet worden – die Beratungen in der zuständigen
Nationalratskommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF) sollten sich aber im
Laufe des Jahres als äusserst langwierig erweisen. Im Januar äusserten die politischen
Parteien ihre Standpunkte zum Gesetzesentwurf. Zu reglementarisch und zu
kompliziert, meinte die SVP, die sich eine klarere Definition vom Begriff „Service
public“ und eine Senkung der Gebühren wünschte. Die FDP fand Gefallen an der
asymmetrischen Werbeordnung und an der Anerkennung des regionalen Service public,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.01.2003
ELISABETH EHRENSPERGER
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kritisierte jedoch die Verwässerung des dualen Mediensystems und die fehlenden
Parameter zum Gebührensplitting. Am Status quo festhalten wollte die SP, die sich
gegen die gebührenfinanzierte Unterstützung von defizitären Lokalsendern regionaler
Zeitungsmonopolisten wehrte. Die CVP schliesslich verteidigte den Gesetzesentwurf als
ausgewogene Lösung und gab zu bedenken, dass der Service public so eng nicht zu
definieren und das duale System beim Radio nur möglich sei, weil die SRG in den
Radioprogrammen nicht werben dürfe. 44

Im Februar konnten sich dann diverse Interessengruppen zum RTVG-Entwurf äussern,
der in der Stossrichtung dem Grundsatz eines starken durch die SRG erbrachten
Service public und eines grösseren Handlungsspielraums privater Regionalsender
verpflichtet war. Einigkeit schien hinsichtlich des Gebührensplittings zu herrschen, von
dem laut Bundesrat die Privaten vermehrt profitieren sollten, nicht ohne aber dafür
Leistungen für den Service public zu erbringen. Wie schon beim Vorentwurf zum RTVG
ging für die SRG dieser neue Gesetzesentwurf ebenfalls zu stark ins Detail. Die SRG sah
ihre Programmautonomie in Frage gestellt und lehnte zudem die Schaffung eines
Beirats zur Überprüfung der Leistungsaufträge ab. Der Verband Schweizer Privatradios
(VSP) lobte seinerseits die Absicht, die Funktion der privaten Radio- und
Fernsehveranstalter als Träger des regionalen Service public auf Gesetzesstufe zu
verankern; die privilegierte Stellung der SRG bei der Programmanzahl, der Finanzierung
über Gebühren und Werbung sowie bei der Verbreitung sei jedoch zu relativieren. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.03.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Gegen die Vorschläge der Kommission, die Zulassungsbedingungen für Private zu
verschärfen und marktmächtigen regionalen Medienunternehmen die Beteiligung an
Radio- und TV-Stationen zu verbieten, hatten sich Mitte des Jahres insbesondere die
Verlegerverbände (Schweizer Presse, Presse Romande und Associazione Ticinese
Editori di Giornali) gewehrt. Ebenfalls negative Reaktionen waren seitens der Unikom,
der Union nichtkommerzorientierter Lokalradios, hinsichtlich des früheren Beschlusses
der KVF laut geworden, das Gebührensplitting für Radios mit nichtkommerziellen
Kontrastprogrammen in Agglomerationen abzuschaffen. KVF-Präsident Peter Vollmer
(sp, BE) liess verlauten, die Kommission habe eine Gesetzesgrundlage erarbeitet, die
sich für die Medienvielfalt ausspreche, ohne die SRG in ihrer Substanz zu gefährden.
Die KVF verabschiedete schliesslich im November das neue RTVG mit 20 zu einer
Stimme bei einer Enthaltung. Da nicht weniger als 51 Minderheitsanträge angemeldet
worden waren, musste die Diskussion des Gesetzes im Nationalrat von der
Traktandenliste der Dezembersession gestrichen und auf die Frühjahrssession 2004
verschoben werden. 46

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.09.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Unter den im Rahmen der Bilateralen Verträge II mit der EU abgeschlossenen und in der
Wintersession vom Parlament gutgeheissenen Abkommen befindet sich auch die
Teilnahme der Schweiz an den so genannten Media-Programmen (Förderung der
Filmproduktion) der EU. Im Gegenzug musste sich die Schweiz verpflichten, die
Bestimmungen der EU-Richtlinie über Mindestanteile von schweizerischen und
anderen europäischen Programmen bei den nationalen und sprachregionalen
Fernsehsendern zu übernehmen. Dies geschah durch eine Teilrevision des Radio- und
Fernsehgesetzes und war im Parlament nicht umstritten. In der vom Nationalrat
beschlossenen Revision des RTVG (siehe oben) ist dieser Passus ebenfalls enthalten. Die
SRG und die Schweizer Musikschaffenden hatten sich im Frühjahr in einer „Charta der
Schweizer Musik“ auf die Einhaltung freiwilliger, je nach Sender differenzierter Quoten
zwischen 6% (Couleur3 und Rete 3) und 30% (Musikwelle 531) geeinigt. Gemäss ersten
Erhebungen konnten diese Quoten bei fast allen Sendern der SRG eingehalten oder
übertroffen werden. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.2004
HANS HIRTER

Als Zweitrat befasste sich der Ständerat in der Frühlingssession mit der Totalrevision
des Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG). Nachdem der Nationalrat das revidierte RTVG
in der Frühlingssession 2004 gutgeheissen hatte, war im Ständerat Eintreten
unbestritten. Kommissionssprecher Escher (cvp, VS) hob in der Eintretensdebatte das
Hauptmerkmal dieser Revision hervor, nämlich einen Ausgleich zwischen der SRG und
den privaten Anbietern. Auch Bundesrat Leuenberger lenkte die Aufmerksamkeit auf
die Erleichterung des Marktzutritts für Private. Die Dualität, die sich durch die gesamte
Detailberatung und die vielfältigen Anträgen zog, lautete: „eine starke, aber nicht

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.03.2005
CHRISTIANE ZWAHLEN
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allmächtige SRG einerseits und gestärkte private Veranstalter andererseits“. So wurde
immer wieder für bessere Bedingungen für Private plädiert, allerdings stets unter
Betonung der Wichtigkeit des Service public, auch bei privaten Programmveranstaltern.
Unablässig und über Parteigrenzen hinweg wurden die Berücksichtigung aller
Sprachregionen und der politisch identitätsstiftende Beitrag der SRG betont. Die
Beratung zog sich über mehrere Tage hinweg und war von vielen Minderheits- und
Mehrheitsanträgen gekennzeichnet. Die Differenzbereinigung konnte 2005 noch nicht
abgeschlossen werden.

In der Detailberatung lehnte der Ständerat die vom Nationalrat beschlossene Zulassung
der politischen und religiösen Werbung bei den privaten Stationen ab. Die Werbung für
Wein und Bier bei privaten Sendern fand hingegen auch in der kleinen Kammer
Zustimmung. Sie lehnte es aber mit 18:17 Stimmen ab, das für die SRG geltende Alkohol-
und Tabakwerbeverbot auch auf die Programm- und Werbefenster ausländischer
Fernsehsender auszuweiten. Weitere Differenzen zum Nationalrat gab es bei der
Unterbrecherwerbung und beim Sponsoring. Die Unterbrecherwerbung wurde gänzlich
untersagt, das Sponsoring hingegen auch für Radiosender zugelassen.

Beim Gebührensplitting zugunsten der privaten Veranstalter standen fünf Varianten zur
Diskussion. Die vom Nationalrat vorgenommene Aufteilung in einen Topf für das
Fernsehen und einen für das Radio wurde bestätigt. Anstelle der von der grossen
Kammer beschlossenen Obergrenze von je 4% legte der Ständerat die zu verteilenden
Anteile an den Gebühren auf 3-5% für Radio- und 2-5% für Fernsehveranstalter fest.
Die vom Nationalrat eingeführte Bestimmung, die Anzahl der Konzessionen auf zwei
Fernseh- und zwei Radiosender je Unternehmen zu beschränken, fand in der kleinen
Kammer keine Zustimmung und wurde ersatzlos gestrichen. Nicht einverstanden war
eine Mehrheit im Ständerat auch mit der vom Nationalrat beschlossenen Herauslösung
der Nutzungsforschung und der Unabhängigen Beschwerdeinstanz (UBI) aus dem
Bereich der SRG. In der Gesamtabstimmung hiess der Ständerat die Gesetzesrevision
mit 23 zu 0 Stimmen gut. 48

In der Herbstsession begann der Nationalrat mit der Differenzbereinigung, welche aber
im Berichtsjahr noch nicht beendet werden konnte. Er schloss sich bei der politischen
und religiösen Werbung sowie beim Sponsoring dem Ständerat an. Bei allen anderen
wichtigen Differenzen beharrte er jedoch auf seinen Positionen. Er hielt am Verbot für
Wein- und Bierwerbung in den ausländischen Programmfenstern fest, sprach sich für
einen fixen Satz von 4% der zu verteilenden Gebühren aus (in erster Lesung hatte er
sich für einen Maximalsatz von 4% ausgesprochen), wollte nur höchstens je zwei
Fernseh- und Radiokonzessionen pro Anbieter vergeben, und hielt daran fest, die
Nutzungsforschung und die UBI als von der SRG unabhängige Institutionen neu zu
gründen. 49

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.2005
CHRISTIANE ZWAHLEN

Der Ständerat konnte in der Wintersession nicht alle Differenzen ausräumen. Er gab
zwar beim Verbot der Alkoholwerbung in ausländischen Programm- und Werbefenstern
und auch bei der Verselbständigung der Nutzungsforschung nach. Beim
Gebührensplitting fasste er einen Kompromissentscheid: Er verzichtete auf eine
Differenzierung zwischen Radio- und Fernsehstationen, lehnte aber einen fixen Satz
weiterhin ab und schlug für beide einen Anteil von 3% bis 5% vor. Mit der Beschränkung
der Anzahl Konzessionen je Anbieter und der Neustrukturierung der UBI konnte er sich
immer noch nicht befreunden. 50

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.11.2005
CHRISTIANE ZWAHLEN

Bei der letzten Runde der Differenzbereinigung beschloss der Nationalrat beim
Gebührensplitting an seinem Beschluss festzuhalten und den privaten Radio- und
Fernsehveranstaltern einen fixen Satz von je 4% zu überlassen. Der Antrag von Stamm
(svp, AG), den privaten Radiosendern einen fixen Satz von 4% und den privaten
Fernsehstationen einen Gebührenanteil zwischen 3 und 5% zu überlassen, hatte trotz
der Unterstützung durch die CVP-Fraktion keine Chance. Bei der Beschwerdeinstanz
folgte der Rat entgegen dem Vorschlag seiner Kommission dem Konzept des Ständerats.
Die Unabhängige Beschwerdeinstanz (UBI) beurteilt demnach weiterhin nur den
redaktionellen Teil von Radio und Fernsehen, während die Einhaltung der Vorschriften
über Werbung, Sponsoring und neu auch des Verbots politischer und religiöser
Werbung durch das Bundesamt für Kommunikation beaufsichtigt wird. Ebenfalls dem
Ständerat folgte der Nationalrat bei der Finanzierung des Auslandangebots der SRG,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.03.2006
ANDREA MOSIMANN
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der Bund übernimmt künftig die Hälfte der Kosten. 51

Das Geschäft ging zurück an den Ständerat, dieser schloss sich bei allen verbleibenden
Differenzen dem Nationalrat an. Er folgte dabei den Anträgen seiner Kommission, die
die Chancen einer Einigungskonferenz als gering beurteilte, weil der Nationalrat bei
allen bestehenden Differenzen mit relativ klaren Mehrheiten entschieden hatte. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.03.2006
ANDREA MOSIMANN

Nach zweijähriger Debatte im Parlament konnte in der Frühjahrssession des
Berichtsjahres das totalrevidierte Radio- und Fernsehgesetz (RTVG) verabschiedet
werden. 53

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.03.2006
ANDREA MOSIMANN

Im April setzte der Bundesrat das neue Radio- und Fernsehgesetz und die
dazugehörige Verordnung in Kraft. Die neue Verordnung räumt privaten Veranstaltern
wesentlich mehr kommerzielle Freiheiten ein, etwa hinsichtlich der
Unterbrecherwerbung, der Werbedauer und der Werbung auf geteilten Bildschirmen.
Die SRG darf Kino- und Fernsehfilme weiterhin einmalig mit Werbespots unterbrechen
und auch die Produktplacierung bleibt ihr erlaubt. Die Internetseiten der SRG müssen
dagegen von kommerziellen Botschaften frei bleiben. Bezüglich der Zuteilung von
Empfangsgebühren für private Radio- und Fernsehstationen wurde festgelegt, dass die
Gebührenfinanzierung höchstens die Hälfte der Betriebskosten eines Senders
ausmachen soll. Bei Veranstaltern mit besonders aufwendig zu versorgenden Gebieten
darf dieser Anteil auf maximal 70% ansteigen. Weiter werden Kabelnetzbetreiber
verpflichtet, konzessionierte Schweizer Sender sowie die ausländischen Programme
Arte, 3sat, Euronews, TV5, ARD, ORF 1, France 2 und Rai Uno analog zu verbreiten.
Die Verordnung regelt auch die Erhöhung der Empfangsgebühren. Der Bundesrat hatte
2006 den Vorentscheid getroffen, die Gebühren um insgesamt 2,5% zu erhöhen. Er
setzte ihn nun in der Verordnung so um, dass die Fernseh-Empfangsgebühren um 4,1%
ansteigen und jene fürs Radio unverändert bleiben. Damit berücksichtigte er die
unterschiedliche Kostenentwicklung in den beiden Mediengattungen. Der Nationalrat
lehnte eine Motion Hegetschweiler (fdp, ZH) (Mo. 06.3664) zum Verzicht auf die
Erhöhung der Empfangsgebühren ab. 54

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.2007
ANDREA MOSIMANN

Die Schweiz unterzeichnete im Oktober das Media-Abkommen mit der EU. Die
Teilnahme an der Filmförderung der EU steht unter der Voraussetzung, dass in der
Schweiz ab 2009 eine weitere Bestimmung der EU-Richtlinie „Fernsehen ohne
Grenzen“ zur Anwendung kommt. Dabei würden Webefenster ausländischer Sender nur
noch den Vorschriften ihres Herkunftslandes und nicht mehr dem Schweizerischen
Recht unterstehen. Dies hätte eine Lockerung der Werbebeschränkungen für
Alkoholika, Politik und Religion zur Folge und würde eine Revision des neuen Radio-
und Fernsehgesetzes erfordern. Beide Räte wiesen das Abkommen an den Bundesrat
zurück. Dieser soll es in der vorläufig geltenden Version anwenden und versuchen,
während der Übergangsfrist bessere Bedingungen auszuhandeln. 55

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2007
ANDREA MOSIMANN

Der Bundesrat will das Radio und Fernsehgesetz revidieren und das
Alkoholwerbeverbot lockern. Eine entsprechende Vorlage hat er im November
verabschiedet. Auslöser dafür war die Teilnahme am EU-Filmförderprogramm „Media“,
welche die Schweiz verpflichtet, die EU-Richtlinie „Fernsehen ohne Grenzen“
anzuwenden. Diese sieht vor, dass ausländische Fernsehveranstalter auch in nationalen
Werbefenstern für Alkohol, Politik und Religion werben dürfen. Im Auftrag des
Parlaments führte der Bundesrat mit der EU Nachverhandlungen über diese
Werbebestimmungen. Er konnte dabei erreichen, dass die Schweiz strengere
Werberegelungen aufrechterhalten darf, wenn sie verhältnismässig, nicht
diskriminierend und im öffentlichen Interesse sind. Die Werbeverbote für Spirituosen,
Alcopops, Religion und Politik können damit wohl aufrechterhalten werden. Bei Bier
und Wein dürfte dies hingegen nicht gelingen, weil lokale Fernsehveranstalter in der
Schweiz bereits für solche Getränke werben dürfen. Um gleich lange Spiesse zu
schaffen, will der Bundesrat daher alle Schweizer Fernsehveranstalter für Bier und Wein
werben lassen – also auch die nationalen und sprachregionalen Sender. 56

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.11.2008
ANDREA MOSIMANN
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2009 hatte das Parlament darüber zu entscheiden, ob das Werbeverbot für leichte
Alkoholika auf den nationalen Fernsehsendern aufgehoben werden soll. Der Bundesrat
hatte Ende 2008 eine entsprechende Vorlage zur Änderung des Radio- und
Fernsehgesetzes präsentiert. Grund für die Änderung ist die Teilnahme der Schweiz am
EU-Filmförderungsprogramm MEDIA, für welche die Übernahme des so genannten
Herkunftsprinzips bei der Fernsehwerbung eine Bedingung ist. Dies bedeutet, dass die
auf die Schweiz ausgerichtete Werbung von Sendern mit Sitz in der EU von der EU-
Gesetzgebung geregelt wird und nicht mehr von der Schweiz. Die Schweiz hatte jedoch
bis jetzt strengere Regeln für Werbefenster als die EU, so verbot sie den nationalen und
den ausländischen TV-Sendern (jedoch nicht den regionalen und lokalen Sendern),
Werbung für Bier und Wein auszustrahlen. Werbung für hochprozentige alkoholische
Getränke und Werbung mit politischen oder religiösen Inhalten ist in der Schweiz allen
Sendern verboten. 2007 war das MEDIA-Abkommen vom Parlament an den Bundesrat
zurückgewiesen worden. Der Bundesrat musste Nachverhandlungen mit der EU führen,
die es der Schweiz erlauben sollten, weiterhin eine strengere Gesetzgebung als die EU
durchzusetzen. Das MEDIA-Abkommen wurde währenddessen provisorisch
weitergeführt. Erreicht wurde eine Regelung, die der Schweiz eine strengere
Gesetzgebung erlaubt, wenn eine solche im öffentlichen Interesse, verhältnismässig
und nicht diskriminierend ist. Für das Werbeverbot betreffend leichte Alkoholika ist das
jedoch nicht der Fall, da regionale Sender in der Schweiz für Bier und Wein bereits
werben dürfen. Da die Schweiz dieses diskriminierende Verbot gegenüber den
ausländischen Sendern nicht mehr durchsetzen könnte, schlug der Bundesrat vor, das
Verbot der Werbung für Bier und Wein auch gegenüber der SRG aufzuheben. Ansonsten
würden die Schweizer Sender benachteiligt und Werbegelder könnten an ausländische
Sender abfliessen. Der Ständerat stellte sich gegen den Vorschlag des Bundesrates und
befürwortete stattdessen ein totales Alkoholwerbeverbot für alle Sender. Argumentiert
wurde mit dem Jugendschutz. Der Nationalrat unterstützte dagegen die vom Bundesrat
vorgeschlagene Änderung. Die Räte wurden sich in der Differenzbereinigung nicht einig,
so dass eine Einigungskonferenz nötig wurde. Diese beantragte mit 13 zu 12 Stimmen,
die Werbung für leichte Alkoholika zu erlauben. Beide Räte stimmten diesem Antrag zu
und passten das Radio- und Fernsehgesetz somit entsprechend an. 57

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2009
SABINE HOHL

Die Referendumsfrist zur Abänderung des Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG) im Sinn
des MEDIA-Abkommens Schweiz–EG zur Filmförderung lief im Januar des Berichtjahrs
ab. Das geänderte RTVG trat damit zusammen mit dem Bundesbeschluss zur
„Finanzierung der Teilnahme der Schweiz am EG-Programm MEDIA für die Jahre
2010–2013“ vom Mai 2010 in Kraft. Damit wurde Werbung für leichte Alkoholika auf
öffentlichen TV-Kanälen zugelassen. Zusätzlich zur im Vergleich mit der EU strengeren
Gesetzgebung für Alkoholwerbung, auferlegten sich die SRG-Sender eine
Selbstbeschränkung, die mit Ausnahme von Bierwerbung bei der Übertragung grosser
Sportveranstaltungen vor 20h00 keine Alkoholwerbung zulässt. 58

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.07.2010
SUZANNE SCHÄR

Im Berichtsjahr feierte Swissinfo, neu unter dem Namen Internetdienst über die
Schweiz für das Ausland laufend, sein 75-jähriges Bestehen. Nachdem der Dienst in
den vergangenen zwölf Jahren zwei Fünftel seines Budgets eingebüsst hatte, gab der
Bundesrat im Rahmen seiner Botschaft zu einem „Bundesgesetz über das
Konsolidierungsprogramm 2012-2013“ das Ansinnen bekannt, die Bundesmittel
zugunsten von Swissinfo (rund die Hälfte des jährlichen Gesamtbudgets von 26 Mio. Fr.)
auf Mitte 2012 zu streichen und die Finanzierung des Angebots ganz der SRG zu
überlassen, die ihrerseits 7 Mio. Fr. einzusparen gedenkt. Falls die Bundesversammlung
dem Konsolidierungsprogramm und einer entsprechenden Revision des Radio- und
Fernsehgesetzes zustimmt, wird dies voraussichtlich eine weitere Redimensionierung
von Swissinfo oder die Schaffung einer Ersatzlösung im Rahmen der SRG-Konzession
zur Folge haben. 59

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.09.2010
SUZANNE SCHÄR

Ein wesentlicher Teil der anstehenden Teilrevision des Radio- und Fernsehgesetzes
betrifft die Ablösung des heutigen Gebührensystems für den Radio- und
Fernsehempfang durch eine geräteunabhängige Abgabe. Da der Ständerat als Zweitrat
die entsprechende Kommissionsmotion erst 2011 überwies, musste die im selben Jahr
geplante Vernehmlassung um ein Jahr verschoben werden. 60

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2011
DEBORA SCHERRER
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Nach einer im Vorjahr durchgeführten Vernehmlassung präsentierte die
Landesregierung dem Parlament im Mai des aktuellen Jahres eine Botschaft zur
Änderung des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen (RTVG). Der Bundesrat
optierte gemäss Auftrag des Parlaments und in Erfüllung einer Motion der Kommission
für Verkehr und Fernmeldewesen des Nationalrats (KVF-NR) für eine generelle
Abgabepflicht für Radio und Fernsehen, welche die in der Vergangenheit mehrfach in
Kritik geratene, geräteabhängige Billag-Empfangsgebühr ablösen soll. Trotz Kritik von
einigen gewichtigen Vernehmlassern hielt der Bundesrat somit an dem in seiner
ursprünglichen Vorlage enthaltenen Vorschlag fest, kaum Möglichkeiten zur
Abgabebefreiung vorzusehen. Für ein „Opting out“ für Personen mit bewusstem
Verzicht auf Radio- und Fernsehkonsum hatten sich in der Vernehmlassung unter
anderem die Piratenpartei, Economiesuisse und mit dem Aargau, Genf und Schwyz drei
Kantone ausgesprochen. Die Mehrheit der Vernehmlasser, darunter alle Kantone mit
Ausnahme des Kantons Zürich sowie unter anderem die WEKO, Billag und die
stellungnehmenden Parteien ohne die SVP und die FDP, hatte sich jedoch im Grunde
hinter einen Systemwechsel gestellt und den Entwurf begrüsst. Von der neuen
Abgaberegelung ausgenommen werden sollen laut Vorlage des Bundesrats wie bisher
Bezüger von Ergänzungsleistungen (EL) der AHV und IV, wobei eine neue Regelung die
rückwirkende Befreiung ab Leistungsbezug einführen will. Ebenfalls neu sollen
Unternehmen mit einem Jahresumsatz von unter CHF 500'000 von der Abgabe befreit
werden. Nach aktuellem Stand hätten aufgrund letzterer Bestimmung 70% der in der
Schweiz angesiedelten Unternehmen keine Abgabe zu entrichten. Ob und inwiefern
Unternehmen überhaupt abgabepflichtig sein sollen, wurde in der Vernehmlassung
äusserst kontrovers diskutiert. Während der festgesetzte Grenzwert einigen
Vernehmlassern zu hoch angesetzt war, fanden ihn andere zu tief und wieder andere
schlugen neue Kriterien zur Bestimmung der Abgabepflicht vor. In seiner Botschaft zum
Entwurf vertrat der Bundesrat nach wie vor den ursprünglich genannten Grenzwert, der
jedoch in einem weiteren Schritt auf Verordnungsstufe festgelegt werden muss. Die
Vorlage sieht weiter vor, für die Eintreibung der Abgaben natürlicher Personen eine
nach Kriterien des öffentlichen Beschaffungsrechts ausgewählte private
Erhebungsstelle zu beauftragen, welche die Haushaltsdaten von den
Einwohnerregistern der Kantone und Gemeinden bezieht. Die Eidgenössische
Steuerverwaltung (ESTV) soll die Abgabe der Unternehmen direkt im Rahmen der
Mehrwertsteuererhebungen einziehen. Betreffend Letzterem präsentierte die
Regierung in der Vernehmlassung zwei Varianten. Die Abgabeerhebung via ESTV wurde
von der Mehrheit der Stellungnehmenden als effizienter und kostengünstiger eingestuft
als ein alternativ möglicher Einzug über die private Erhebungsstelle, welche die Daten
der Unternehmen über die ESTV bezogen hätte. Als Gründe für den Systemwechsel gibt
der Bundesrat in erster Linie die technologische Entwicklung, welche den Empfang von
Radio und Fernsehen auf neuen Geräten ermöglicht, sowie den durch das aktuelle
System verursachten hohen administrativen Aufwand an. Aus finanzieller Perspektive
soll die neue Regelung keine zusätzlichen Erträge generieren, was tendenziell zu einer
tieferen Abgabe pro Haushalt führen würde, so die entsprechenden Ausführungen in
der Botschaft. Weiter präsentiert der Bundesrat in seinem Entwurf den Vorschlag einer
Flexibilisierung der Gebührenanteile für private Radio- und Fernsehveranstalter
zwischen 3 und 5%. Der bisherige, fixe Prozentsatz von 4% hatte beim
Gebührensplitting zur Anhäufung von Überschüssen geführt, was mit einem variablen
Gebührenanteil vermieden werden soll. Wegen entgegengesetzter Ansichten der
Vernehmlasser beschloss der Bundesrat, bei seinem ursprünglichen Vorschlag zu
bleiben. Die Vorlage, welche 2014 dem Parlament zur Behandlung vorgelegt wird,
enthält darüber hinaus Bestimmungen zu Kompetenzregelungen,
Konzessionsvoraussetzungen sowie weitere Regelungen für die privaten Radio- und
Fernsehveranstalter. 61
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An seiner Versammlung zum 20-jährigen Verbandsbestehen forderte Telesuisse, der
Verband Schweizer Regionalfernsehen, höhere Gebührenanteile für Regionalsender,
um den technologischen Wandel zu vollziehen. Gemäss Verband soll der bestehende,
fixe Anteil von 4% im Rahmen der anstehenden Debatte zur Revision des Radio- und
Fernsehgesetzes (RTVG) auf eine Bandbreite von 4-6% gehoben werden. 62
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Beinahe sieben Stunden dauerte die Debatte zur Änderung des Bundesgesetzes über
Radio und Fernsehen (RTVG), welche der Nationalrat in der Frühjahrssession als Erstrat
führte und die in erster Linie zum Ziel hatte, die geräteabhängige Gebühr für Radio und
Fernsehen durch ein geräteunabhängiges System zu ersetzen. Zuerst hatte die grosse
Kammer über einen Nichteintretensantrag einer Minderheit der KVF-NR, angeführt
durch Natalie Rickli (svp, ZH) zu befinden. Diese argumentierte, die generelle
Abgabepflicht käme einer Mediensteuer gleich und zusätzliche Steuern könnten
lediglich über den Verfassungsweg eingeführt werden. Mit 119 zu 68 Stimmen lehnte der
Nationalrat dieses Begehren schliesslich ab, womit die Mehrheit der grossen Kammer
zum Ausdruck brachte, dass es sich ihrer Ansicht nach im vorliegenden Fall um eine
Abgabe handle, was ebenfalls den Schlussfolgerungen eines 2010 erschienenen
juristischen Gutachtens entsprach. Als einzige Fraktion stellte sich die SVP geschlossen
gegen Eintreten auf die Vorlage. Die FDP-Liberale Fraktion war in der Eintretensfrage
"ziemlich exakt geteilter Meinung", wie Gabi Huber (fdp, UR) als Fraktionssprecherin
bemerkte. Alle anderen Fraktionen lehnten den Minderheitsantrag bei vereinzelten
Enthaltungen geschlossen ab. Ebenfalls mit ähnlichen Mehrheiten abgelehnt wurde ein
Rückweisungsantrag einer beinahe identischen Kommissionsminderheit und zwar mit
den Aufträgen, zuerst eine Botschaft über den verfassungsmässigen Leistungsauftrag
der SRG vorzulegen und das Volk zur Einführung einer Mediensteuer zu befragen.
Ferner verlangte ein Einzelantrag Grossen (glp, BE) die Rückweisung des Geschäfts, um
eine Vorlage auszuarbeiten, welche eine Finanzierung über den Bundeshaushalt
vorsähe, womit sich eine private Inkassostelle erübrigen würde. Auch dieser Antrag
wurde relativ deutlich abgelehnt, fand nebst der SVP-Fraktion und einer qualifizierten
FDP-Minderheit jedoch auch Unterstützung bei einer geeinten GLP-Fraktion. In der
Detailberatung stellten mehrheitlich SVP-dominierte aber auch links-grüne oder gar
gemischte Kommissionsminderheiten zahlreiche Anträge, die jedoch fast ausnahmslos
chancenlos blieben. Die Kommissionsmehrheit konnte sich mit ihren
Änderungsanträgen auch erfolgreich gegen einen Minderheitsantrag Hurter (svp, SH)
durchsetzen, als es darum ging, die Gebührenanteile für private Radio- und
Fernsehveranstalter auf eine Spannbreite von 4-5% zu erhöhen. Ebenfalls obsiegte sie
gegen eine Minderheit Huber (fdp, UR), welche die Aufteilung der Gelder zwischen
Radio und Fernsehen analog Bundesrat nicht auf ein bestimmtes Verhältnis (36% zu
64%) festsetzen wollte. Als beinahe einziger Minderheitsantrag erfolgreich war ein von
Kurt Fluri (fdp, SO), Olivier Français (fdp, VD) und Gabi Huber (fdp, UR) getragener
Kompromissvorschlag für ein eingeschränktes Opting out: Bis fünf Jahre nach
Inkrafttreten des Gesetzes sollen sich Haushalte ohne Empfangsmöglichkeiten von der
Abgabe befreien können. Weder die Allianz aus Grünen und SVP, welche sich für eine
generelle Befreiungsmöglichkeit einsetzte, noch die Kommissionsmehrheit, die analog
Bundesrat kaum Möglichkeiten für ein Opting-Out schaffen wollte, konnten
entsprechende Mehrheiten finden. Der zweite und letzte, durch eine marginale
Mehrheit von einer Stimme angenommene Minderheitsantrag, eingebracht durch
Christian Wasserfallen (fdp, BE), verhinderte den Ausbau der Regionaljournale der SRG,
damit diese den privaten Anbietern keine Konkurrenz machen. Ein bedeutender
Streitpunkt zeigte sich in der Frage, ob Unternehmen mit einem Mindestumsatz von
CHF 50'000 ebenfalls generell eine Abgabe zu entrichten hätten. Zwei Einzelanträge
Grossen (glp, BE) und Schilliger (fdp, LU), welche Unternehmen ganz von der
Abgabepflicht befreien wollten, wurden mit 92 zu 92 Stimmen bei zwei Enthaltungen
lediglich durch Stichentscheid des Präsidenten Lustenberger (cvp, LU) abgelehnt.
Gegen die Abgabepflicht für Unternehmen stellten sich die Fraktionen der GLP, BDP,
und SVP und die Mehrheit der FDP-Liberalen sowie einzelne CVP/EVP-
Fraktionsmitglieder. Im Unterschied zu der fixen, durch Privathaushalte zu
entrichtenden Abgabe sieht die bundesrätliche Fassung vor, die Höhe der Abgabe für
Unternehmen nach deren Umsatz zu bestimmen. In dieser Form verabschiedete der
Nationalrat, unter Opposition der GLP- und SVP-Fraktionen sowie einer starken FDP-
Minderheit, den Entwurf an den Ständerat, welcher das Geschäft in der Sommersession
als Zweitrat behandelte. 63
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Auch die ständerätliche Debatte zur RTVG-Revision kann mit einer Dauer von vier
Stunden und verschiedenen Änderungsanträgen als umkämpft bezeichnet werden.
Obgleich Eintreten unbestritten war, hatte auch die kleine Kammer über einen
Rückweisungsantrag zu befinden: Der Einzelantrag Altherr (fdp, AR) wollte vor der
parlamentarischen Debatte zur RTVG-Revision den Bericht über die Service-public-
Leistungen der SRG unter Berücksichtigung der Stellung und Funktion privater
Rundfunkanbieter abwarten, um die Gesetzesanpassung auf Basis eines klar umrissenen
Leistungsauftrags des Service public zu beraten. Obwohl die kleine Kammer mit
ebenfalls im Rahmen der RTVG-Debatte erfolgter Zustimmung zu einem Postulat der
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eigenen Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen (KVF) der Erarbeitung eines
solchen Berichts zustimmte, wollte die Ratsmehrheit diesen innerhalb zweijähriger
Frist zu erarbeitenden Bericht nicht abwarten und lehnte den Rückweisungsantrag mit
31 zu 13 Stimmen deutlich ab. Bundesrätin Leuthard stellte in einem ausführlichen
Plädoyer klar, dass es bei der aktuellen Debatte rein um den Systemwechsel gehe; die
Debatte um den Service public werde man zu einem späteren Zeitpunkt führen. Ferner
verwies sie auf den verfassungsmässig bestehenden Leistungsauftrag, wonach
Schweizer Radio und Fernsehen "zur Bildung und kulturellen Entfaltung, zur freien
Meinungsbildung und zur Unterhaltung" beitragen. 
In der folgenden Detailberatung stimmte der Ständerat in den meisten Fällen der
Version des Nationalrats zu. So stützte die Kantonskammer entgegen einer
Kommissionsminderheit Theiler (fdp, LU) auch den im Erstrat nur mit Stichentscheid
des Präsidenten zustande gekommenen Beschluss, die Unternehmen mit einem
Jahresumsatz von CHF 500'000 oder höher nicht von der Abgabe zu befreien, und er
tat dies mit einer relativ deutlichen Mehrheit von 25 zu 14 Stimmen. Differenzen zur
grossen Kammer schuf der Ständerat namentlich in der Frage zum Opting-out, in der
Festlegung der Abgabenhöhe für private Veranstalter mit Abgabenanteil sowie
betreffend Fixierung der Gebührenanteile für Radio und Fernsehen; letztere - in der
Frühjahrssession vom Nationalrat eingeführte Bestimmung zur Fixierung der
Abgabenanteile - strich er aus dem Entwurf. Oppositionslos beschloss der Rat, gänzlich
auf die temporäre Möglichkeit zur Abgabebefreiung zu verzichten. Auf Antrag einer
bürgerlichen Kommissionsminderheit stimmte der Ständerat mit 28 zu 14 Stimmen
einer erneuten Erhöhung der Spannbreite für die Abgabenanteile an die privaten
Anbieter zu (4-6%). Bundesrätin Leuthard (cvp), die diesen Entscheid quantifizierte,
sprach bei dieser Lösung von einem Betrag von insgesamt CHF 81 Mio.; die vom
Nationalrat vorgeschlagene Spannbreite von 4-5% würde zu ungefähren
Gebührenanteilen von CHF 67 Mio. führen. Der bundesrätliche Entwurf beinhaltete eine
Spannbreite von 3-5%. Eine weitere Differenz schuf der Ständerat bei der Frage zum
Umgang mit Überschüssen aus den Gebührenanteilen. Während eine Mehrheit im
Nationalrat gemäss bundesrätlichem Entwurf die Überschüsse den Gebührenzahlenden
zurückerstatten wollte, stand eine ständerätliche Mehrheit für eine Umverteilung nach
festgelegtem Schlüssel an die privaten Veranstalter mit Abgabenanteil ein.
Kommissionssprecher Imoberdorf (csp, VS) vertrat die Ansicht, dass die Rückerstattung
eines kleinen Betrags an die einzelnen Gebührenzahler einen unverhältnismässigen
bürokratischen Aufwand verursachen würde. Bis zu einem Viertel der Überschüsse
sollen für die Aus- und Weiterbildung eingesetzt werden, maximal drei Viertel könnten
für die Förderung neuer Verbreitungstechnologien oder digitaler
Fernsehproduktionsverfahren sowie bis zu 10% für die allgemeine Information der
Öffentlichkeit verwendet werden. Mit 25 zu 11 Stimmen aus dem bürgerlichen Lager
schickte der Ständerat die so modifizierte Vorlage zur Differenzbereinigung zurück in
den Nationalrat. 64

In der Differenzbereinigung im September schaffte der Nationalrat als Erstrat bereits
alle bis auf eine der bestehenden Differenzen bei der RTVG-Revision aus der Welt:
Einer Minderheit Lehmann (cvp, BS) folgend schloss er sich gegen die Fraktionen der
BDP und SVP sowie einer qualifizierten FDP-Minderheit dem ständerätlichen Vorschlag
zur Erhöhung der Abgabenanteile an private Veranstalter an. Oppositionslos beschloss
die grosse Kammer, dem Ständerat folgend, auf eine Fixierung der Abgabenanteile für
Radio und Fernsehen zu verzichten. Entgegen einer starken Kommissionsminderheit
Rickli (svp, ZH) schloss sich der Nationalrat mit knappen 98 zu 90 Stimmen bei zwei
Enthaltungen ebenfalls dem ständerätlichen Vorschlag an, dass die Überschüsse aus
den Gebührenanteilen nicht an die Gebührenzahlenden zurückzuerstatten seien.
Erfolgreich beharrte der Nationalrat entgegen einer breiten Kommissionsminderheit
aus Mitte-Links auf der Möglichkeit eines fünfjährigen Opting-outs für Personen ohne
Empfangsgerät. Nachdem der Nationalrat sich in insgesamt fünf Differenzen dem
Ständerat angeschlossen hatte, beschloss die kleine Kammer, in dieser letzten Differenz
auf die Version des Nationalrats umzuschwenken. So konnte die Gesetzesvorlage noch
in der Herbstsession verabschiedet werden. Im Nationalrat stellten sich die Fraktionen
der GLP und SVP mit einer Mehrheit der FDP/Liberalen-Fraktion gegen die Vorlage,
womit diese mit 109 zu 85 Stimmen verabschiedet wurde. Etwas klarer waren die
Mehrheitsverhältnisse im Ständerat, wo mit 28 zu 14 Stimmen zwei Drittel der
Kantonsvertreter die Vorlage befürworteten. 65
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Sogleich nach der parlamentarischen Verabschiedung kündigte der Schweizerische
Gewerbeverband (SGV) das Referendum gegen die RTVG-Vorlage an. Der Verband
stellte sich gegen die doppelte finanzielle Belastung der Unternehmer, welche die
Abgabe künftig sowohl als Bürger wie auch als Unternehmen zu entrichten hätten. Dies,
sofern sie mit ihrem Unternehmen einen Jahresumsatz von über CHF 500'000
generieren, wobei der Umsatz die Höhe der Abgabe bestimmt, die der Bundesrat in
sechs Tarifkategorien festzulegen gedenkt. In seiner Botschaft zur RTVG-Revision hatte
der Bundesrat mit Rückgriff auf die Mehrwertsteuerstatistik 2010 festgehalten, dass bei
Definition des Mindestumsatzes bei einer halben Million weniger als 30% aller
Unternehmen abgabepflichtig wären. Für einen Drittel aller abgabepflichtigen
Unternehmen (Jahresumsatz CHF 500'000 bis 1 Mio.) würde die Abgabe ähnlich bis
gleich hoch ausfallen wie diejenige der Privathaushalte. Die 327 in der Schweiz
registrierten Unternehmen, die mit einem Jahresumsatz von über CHF 1 Mrd. in die
höchste Tarifstufe eingeteilt würden, hätten pro Jahr eine Abgabe in der Höhe von CHF
39'000 zu entrichten. Gemäss bundesrätlicher Botschaft hätten über 80% aller
abgabepflichtigen Unternehmen jedoch nicht mit einer Abgabe über einem Betrag von
CHF 1'000 zu rechnen. Mitte Dezember gab der SGV-Direktor Hans-Ulrich Bigler
bekannt, dass das Komitee "Nein zur Billag-Mediensteuer" bereits weit über die nötigen
50'000 Unterschriften sammeln konnte. Die Referendumsfrist endet am 15. Januar
2015. 66
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Mitte Januar 2015 deponierte der Gewerbeverband (SGV) sein Referendum gegen die
RTVG-Vorlage mit 91'990 Unterschriften bei der Bundeskanzlei, wovon deren 91'308
gültig waren und womit die erforderliche Anzahl Unterschriften (50'000) für das
Zustandekommen eines Referendums bei Weitem übertroffen wurde. Der SGV störte
sich nicht primär an der Einführung einer generellen Abgabe für alle Haushalte, sondern
vielmehr an der "Zwangsabgabe" für Unternehmen, wie der Direktor des SGV, Hans-
Ulrich Bigler, vor den Medien zu Protokoll gab. Sogleich meldete sich das
Befürworterkomitee unter der Führung der CVP zu Wort, mit dem Ziel, die Einwände
des SGV zu relativieren. 75% aller Unternehmen hätten aufgrund ihres geringen
Jahresumsatzes (CHF 500'000 oder weniger) keine Abgabe zu entrichten und weitere
9% der Unternehmen hätten mit der neuen Gesetzgebung geringere Zahlungen zu
leisten. 67

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.01.2015
MARLÈNE GERBER

Der Abstimmungskampf zur RTVG-Vorlage wurde von Beginn an kontrovers geführt und
von den Medien in einer Ausführlichkeit begleitet, die im Vergleich zu den anderen zur
Abstimmung stehenden Vorlagen beispiellos blieb. Dabei liess sich nicht verhindern,
dass die Debatte nicht nur eine technische und die Umstellungen im Gebührensystem
betreffende blieb, sondern gemäss Medien eher in eine Grundsatzdebatte zum Service
public und zur Rolle der SRG mündete. Rückblickend ist jedoch auch dieser Beschrieb
des Abstimmungskampfes nicht ganz zutreffend, denn die Debatte enthielt wenig
Substanz und dafür umso mehr Polemik.
Bereits Mitte Februar und somit gut vier Monate vor dem angesetzten
Abstimmungstermin, dem 14. Juni 2015, war der Direktor des Gewerbeverbandes (SGV)
und Referendumsergreifer – gemäss dem Blick – "stinksauer". In einem Brief warf er
der SRG vor, dass diese ihre redaktionelle Neutralität nicht wahre und "völlig einseitig"
und "auf Kosten der Gebührenzahler" über die Referendumsvorlage berichte. Der SGV
und mit ihm die SVP zogen aus diesen Gründen ihre Teilnahme an einer
Podiumsdiskussion zur RTVG-Vorlage zurück, welche von Karin Frei, der Moderatorin
der Diskussionssendung "Club" und somit SRG-Mitarbeiterin, geleitet worden wäre.
Laut Daten des BAKOM erhält die SRG 92% aller Gelder aus dem Gebührentopf.
Diskutieren wollte der Gewerbeverband hingegen in einem anderen Forum, und zwar in
der Frühjahrssession im Parlament, wo von der UVEK-Vorsteherin Auskünfte über die
Rolle der SRG verlangt wurden. Im Abstimmungskampf zeigte sich die SRG nicht präsent
im gekauften Raum, listete auf ihrer Webseite jedoch ausführliche Pro-Argumente auf,
wobei sie sich auf den Standpunkt stellte, dass sie sich bereits in der Vernehmlassung
und somit für alle einsehbar positiv zur Vorlage geäussert habe. Ferner gehöre die
Förderung der Diskussion über den Service public zum Leistungsauftrag der SRG. Die
Diskussion um den Service public lieber vertagen wollte hingegen Bundesrätin
Leuthard, welche an der Eröffnung zum Abstimmungskampf betonte, man solle mit
dieser Diskussion bis zum Erscheinen des vom Bundesrat zu erarbeitenden Berichts zu
den Service-public-Leistungen warten.
Die Referendumsergreifer äusserten ihre Empörung zum Vorgehen der SRG in einem
Brief an das BAKOM sowie mit der Forderung, die Finanzkontrolle solle die
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Finanzströme der SRG untersuchen – dies aufgrund eines Berichts der Zentralschweiz
am Sonntag, wonach die Regionalgesellschaften mit Mittelzuweisungen der SRG
Abstimmungskampf betreiben würden. Ebenfalls unzufrieden zeigte sich die
Gegnerschaft mit dem Text im Abstimmungsbüchlein und reichte eine
Stimmrechtsbeschwerde ein. Bei der Formulierung der gegnerischen Argumente durch
das Referendumskomitee hatte die Bundeskanzlei korrigierend eingegriffen, indem sie
ergänzte, dass "nach Ansicht des Komitees" in den nächsten Jahren bereits mit 1000
Franken Mediensteuer pro Haushalt und Jahr zu rechnen sei (der Bundesrat ging von
einem Betrag von CHF 400 aus). Vizekanzler André Simonazzi wies die Anschuldigungen
des Referendumskomitees zurück, bezeichnete diese als "tout bonnement absurde"
und betonte, dass sich die vom Bundesrat eingebrachten Änderungen darauf
beschränkt hätten, dem Stimmbürger die Urheberschaft dieser Behauptung erkennbar
zu machen. 
Durchs Band war die Kampagne geprägt von diversen, beinahe im Akkord präsentierten
Enthüllungen, welche von den Medien nicht in ihrer Breite ausgeschlachtet wurden –
evtl. auch aus dem Grund, da bereits wenige Tage später der nächste Vorfall darauf
wartete, dargelegt zu werden. So etwa wurde im Rahmen der RTVG-Abstimmung über
die bekannt gewordene Höhe des Lohns von SRG-Generaldirektor Roger de Weck
berichtet, ebenso über die zuerst mutmassliche und danach tatsächliche
Ständeratskandidatur vom damaligen SRG-Verwaltungsratspräsidenten Raymond
Loretan und über das vom Bundesgericht festgelegte Verbot, die Empfangsgebühren
der Mehrwertsteuer zu unterstellen. Ferner zogen sich durch die gesamte Kampagne
gegenseitige Beschuldigungen der Falschinformation, wobei der SGV diese nicht etwa
ans Pro-Komitee adressierte, sondern in erster Linie an die SRG – so etwa zur Frage, ob
die SRG bei Annahme der Vorlage mehr Geld erhalte oder ob die jetzige Regelung
tatsächlich keine Möglichkeit zur Gebührenbefreiung für Unternehmen erlaube, wie die
SRG in einer Broschüre festhielt. Auf der anderen Seite schlug der Behauptung des SGV,
in einigen Jahren werde der Gebührenzahler bereits CHF 1000 pro Jahr entrichten
müssen, heftiger Gegenwind entgegen. Ferner wurde Mitte Mai bekannt, dass das Nein-
Komitee auf seiner Homepage Personen als Anhänger des gegnerischen Komitees
aufführte, welche diesem gar nicht angehörten.
Auch dass die erste Trendumfrage in der ersten Maihälfte von einem Patt zwischen den
Befürwortern und Gegnern sprach, trug nicht unbedingt zur Abkühlung des hitzig
geführten Abstimmungskampfes bei – obwohl das Ja-Komitee unter der Führung der
CVP laut eigenen Aussagen bereits zu diesem Zeitpunkt das gesamte
Abstimmungskampfbudget aufgebraucht hatte. Tatsächlich blieb es um das offizielle
Pro-Komitee im weiteren Verlauf der Abstimmungskampagne relativ still. Ferner
formierten sich regionale Komitees, bestehend aus lokalen Radio- und TV-Stationen,
um für ein Ja an der Urne zu werben. Nicht zuletzt war es denn auch die SRG, welche
ihre 23'000 Mitglieder in einem Brief aufforderte, aktive Mobilisierungs- und
Überzeugungsarbeit zu leisten. Finanziell besser aufgestellt zeigte sich das gegnerische
Komitee, welches mit einer provokanten Abstimmungszeitung aufwartete, die mit einer
Auflage von 2,5 Mio. in den grösseren Städten und Agglomerationen verteilt wurde. "Not
amused" gab sich in diesem Zusammenhang der Zürcher Stadtrat Filippo Leutenegger
(fdp), welcher sich auf Seite 3 der Zeitung gegen die SRG wetternd wiederfand. Er habe
keine Kenntnisse über seine Rolle in der Abstimmungszeitung gehabt; die Macher
hätten Auszüge aus einem vergangenen Interview zusammengeschnitten und aus dem
Kontext gerissen. Der Redaktionsleiter der Abstimmungszeitung gab auf Anfrage denn
auch zu, dass Leutenegger weder Autor des Artikels sei noch von dessen Erscheinen
gewusst habe. Der grundsätzliche Stil der SGV-Kampagnenführung wurde als gehässig
aufgefasst, was jedoch aufgrund der Zusammenarbeit mit der Werbeagentur Goal,
unter anderem Erfinder der Minarett-Raketen und der Messerstecherplakate, nicht
erstaunt: Auf gewissen Inseraten der Gegner war eine blutige Hand mit abgehackten
Fingern zu sehen, die in eine Mausefalle (als Metapher für die "Steuerfalle") getappt war.
Bezüglich Ausgewogenheit der Inseratekampagne in den Printmedien registrierte Année
Politique Suisse beinahe ein Gleichgewicht zwischen Befürwortern und Gegnern in
Bezug auf die Anzahl der publizierten Inserate, wobei sich die gegnerische Seite für
leicht mehr Inserate verantwortlich zeigte. Die Tonalität der Kampagne in der
Berichterstattung der Medien fiel gemäss dem Forschungsinstitut Öffentlichkeit und
Gesellschaft (fög) zu Gunsten der Gegner aus. 68
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"Rösti- und Polentagraben sind programmiert", titelte die NZZ bereits am 5. Juni, mit
dem Argument, dass insbesondere die Sprachminderheiten von einem ausgebauten
Service public profitieren und dies mit einem befürwortenden Stimmentscheid
untermauern würden. Zumindest was das Resultat betrifft behielt die alte Tante
grösstenteils recht: An der Volksabstimmung zur RTVG-Vorlage vom 14. Juni 2015,
wurde das Bundesgesetz über Radio und Fernsehen bei einer Stimmbeteiligung von
43,7% mit einer hauchdünnen Mehrheit von 3'649 Stimmen – und somit noch leicht
knapper als die vorläufigen amtlichen Ergebnisse vermuten liessen, und gar knapper als
jedes andere seit der Einführung des Frauenstimmrechts erzielte Abstimmungsresultat
– angenommen. Treibende Kraft hinter diesem Hauch von Ja war in der Tat die
Romandie (mit Ausnahme des Wallis), wo die Vorlage teilweise beträchtlichen Zuspruch
erhielt – an vorderster Front vom Kanton Waadt, der die Vorlage, gefolgt von den
Kantonen Genf (61,9%), Neuenburg (59,6%) und Jura (58,6%), mit einem Ja-Anteil von
62,5% deutlich befürwortete. Abgesehen von der Romandie legten lediglich Basel-Stadt
(51,2%) und Graubünden (50,9%) ein Ja ein; in allen anderen Kantonen – inklusive dem
Tessin (48,0%) – fand die Vorlage keine Mehrheit. Während der Ja-Anteil in den
grösseren, städtisch geprägten Kantonen immerhin die 47%-Marke überschritt,
bewegte sich dieser in den ländlichen Kantonen der Zentral- und Innerschweiz
zwischen 40% und 45%. Das knappe Ergebnis führte denn auch nicht zum Abflauen der
politischen Diskussionen, sondern zu deren intensiven Weiterführung. Die GLP, die
ebenso wie die SVP und die FDP zu den Abstimmungsverliererinnen gehörte, kündigte
beispielsweise an, eine Motion zur Definition des medialen Service public in der
Bundesverfassung einzureichen. Dass hier Handlungsbedarf bestehe, habe die Debatte
zum RTVG gezeigt. Nationalrätin Natalie Rickli (svp, ZH) kommentierte die Befunde des
Tagesanzeigers, wonach die Auslandschweizer für das Ja zum RTVG verantwortlich
seien: Es sei "irritierend, dass Leute mitentscheiden, die gar nicht bezahlen müssen".
Nichtsdestotrotz seien jedoch diejenigen Gegnerinnen und Gegner, welche ihr
Stimmrecht nicht wahrgenommen hatten, zu grossen Teilen für die Niederlage
verantwortlich. Rickli rief zur Unterstützung der sich dazumals im Sammelstadium
befindenden No-Billag-Initiative auf, mit der der Druck auf die SRG aufrechterhalten
werden könne. Die Initiative erhielt nach der Referendumsniederlage nun auch
Unterstützung vom Schweizerischen Gewerbeverband. Der Verband Schweizer Medien
zeigte sich mit dem Abstimmungsresultat und gar mit dessen Knappheit zufrieden,
denn Letzteres sei ein Warnsignal an die SRG. Diese solle sich auf einen Service public
im engeren Sinne beschränken und ausschliesslich über die neue Abgabe finanziert
werden, was einem Werbeverbot für die SRG gleichkäme. 

Abstimmung vom 14. Juni 2015

Beteiligung: 43.7%
Ja: 1'128'522 (50.1%)
Nein: 1'124'873 (49.9%)

Parolen:
– Ja: SP, CVP, GPS, BDP (2*), EVP; Economiesuisse, SGB, Travail.Suisse, VSM. 
– Nein: SVP, FDP (3*), GLP; SGV, SBV, Konsumentenforum.
– Stimmfreigabe: SAV, SKS. 
* Anzahl abweichende Kantonalsektionen in Klammern 69
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Die Vox-Nachbefragung zur RTVG-Abstimmung zeigte unter anderem, dass es sich bei
der Abstimmung um die Einführung eines neuen Gebührensystems um einen deutlichen
Links-Rechts-Konflikt handelte. Während Personen, die sich mit der SP verbunden
fühlen, der Vorlage beinahe mit einer Dreiviertelmehrheit (73%) zustimmten, fand das
revidierte RTVG nur bei etwas mehr als einem Viertel der SVP-SympathisantInnen
Zuspruch (28%). Gespalten zeigte sich die Anhängerschaft der FDP (46% Ja-Anteil) und
der CVP (58%). Diese tiefe Befürwortungsrate ist insbesondere im Falle der
Christdemokraten bemerkenswert; hatte die CVP doch die Geschäftsstelle des
offiziellen Ja-Komitees inne und mit der UVEK-Vorsteherin ein Bundesratsmitglied aus
den eigenen Reihen, das für das RTVG-Dossier zuständig ist. Ferner war es die
Zufriedenheit mit den Leistungen der SRG und nicht etwa die Befürwortung oder
Ablehnung von Staatseingriffen (obwohl auch hier ein Zusammenhang feststellbar war),
die den Stimmentscheid ebenso stark prägte wie die politische Ideologie es tat.
Dennoch fand sich auch unter den Nein-Stimmenden eine Mehrheit von immerhin 61%,
die sich mit den Leistungen der SRG zufrieden zeigte. Ausschlaggebend für deren
ablehnende Haltung war vielmehr die Ansicht, eine obligatorische Abgabe sei nicht
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angemessen und dass es vor der Abstimmung über ein neues Gebührensystem einer
Grundsatzdiskussion zum Service public bedurft hätte – letzteres eine Ansicht, die auch
eine knappe Mehrheit des Ja-Lagers teilte. Auch die persönliche finanzielle Lage
beeinflusste den Stimmentscheid; die Vorlage wurde erst von Personen mit einem
Haushaltseinkommen über CHF 7000 mehrheitlich befürwortet. Den Sprachgraben
führten die Autoren der VOX-Analyse darauf zurück, dass die Westschweiz mit ihrem Ja
teilweise auch ein Votum für die SRG und den Service public abgab, während in der
Deutschschweiz eher technische Überlegungen zur Anpassung des Gebührensystems
im Vordergrund standen. Dass die Debatte im Vorfeld der Abstimmung nicht unbedingt
sachlich verlaufen war, spiegelte sich auch in den Ergebnissen der VOX-Analyse wider:
Trotz hoher Intensität in der Berichterstattung gaben nur 34% der Befragten und 48%
der Stimmenden an, dass mit der RTVG-Vorlage über die Einführung einer
obligatorischen Abgabe für Haushalte und Unternehmen abgestimmt wurde und ein
weiterer Drittel (32%) der Befragten und 12% der Stimmenden konnte die Vorlage
inhaltlich gar nicht einordnen. Gemäss den Autoren der VOX-Studie war den
Stimmenden aber bewusst, dass nicht die SRG oder der Servic public Gegenstand der
Abstimmung war. Gleichwohl erachtete es etwas mehr als jeder zehnte Stimmende als
legitim, mit seiner Stimme in erster Linie entweder seine Kritik an der SRG und deren
Leistungen oder seine Unterstützung für das öffentlich-rechtliche Radio und Fernsehen
kundzutun. 70

Im Juni 2016 präsentierte der Bundesrat den spätestens seit der rekordknappen
Annahme des revidierten RTVG mit Spannung erwarteten und in Erfüllung eines
Kommissionspostulats verfassten Bericht zum Service public. Dieser plädierte im
Grunde für den Erhalt des Status quo – ein Ergebnis, das auf unterschiedliche
Reaktionen stiess. Während der Bericht für die Befürworter die Bestätigung darstellte,
dass ein starker Service public benötigt werde, monierten die Gegner, dass im Bericht
gar keine Alternativen aufgezeigt würden und vieles zu vage bliebe. Einige Änderungen
sah der Bericht dennoch vor: So soll etwa der Informationsauftrag verstärkt und die
Integrationsleistung insofern gesteigert werden, dass vermehrt junge Leute erreicht
werden sollen – ein Unterfangen, das den Ausbau des Online-Tätigkeitsfeld verlangt.
Gerade Letzteres stiess den Kritikern der SRG sauer auf; der Druck auf private Anbieter
werde so in diesem Bereich noch zusätzlich verstärkt. Der Bundesrat erwartet ferner,
dass sich die Programme und das Online-Angebot der SRG in Zukunft deutlicher vom
kommerziellen Angebot Privater unterscheidet. Dies zu definieren wird die Aufgabe im
Rahmen der Neukonzessionierung 2019 sein. Dabei sollen auch zusätzliche Vorgaben
für Unterhaltungssendungen gemacht werden. Festhalten will der Bundesrat am
bestehenden Mitteleinsatz von CHF 1,2 Mrd. sowie an den aktuellen
Werbeeinschränkungen, die auch ein Werbeverbot im Online-Angebot beinhalten.
Bezüglich Werbeverbot im Online-Bereich behält sich der Bundesrat jedoch dessen
Aufhebung vor, sollten die Erträge aus der Fernsehwerbung und den Empfangsgebühren
rückläufig werden. Der Verband Schweizer Medien (VSM) stellte sich sowohl gegen die
Plafonierung der Mittel – der VSM forderte eine Reduktion auf CHF 1 Mrd. – als auch
gegen die geltenden Werbeeinschränkungen, die dem Verband nicht streng genug
waren: Er forderte für das Schweizer Fernsehen ein komplettes Werbeverbot ab 20 Uhr.
Ferner plant die Regierung im Sinne einer Modernisierung in mittlerer Zukunft, das
Bundesgesetz über Radio und Fernsehen (RTVG) in ein Gesetz über elektronische
Medien zu überführen. Und nicht zuletzt schien gerade auch der in den Medien
vorherrschende, eher negative Tenor zum Bericht die Notwendigkeit zu verdeutlichen,
der Gesellschaft die Mehrwerte des bestehenden Service public in Zukunft deutlicher
aufzuzeigen. Die Stärkung der Legitimation über einen intensivierten Dialog mit der
Öffentlichkeit erachtete der Bundesrat in seinem Bericht denn auch als unabdingbar. 71
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Der Ständerat, der den Bericht zum Service public in der Herbstsession 2016 als Erstrat
behandelte, nahm mit 37 zu 5 Stimmen und 1 Enthaltung vom Bericht Kenntnis. Damit
lehnte er einen Rückweisungsantrag einer Kommissionsminderheit Germann (svp, SH)  –
gestützt durch Kollege Hösli (svp, GL) – ab, der einen Zusatzbericht mit weiteren
Konkretisierungen, unter anderem zum Grundversorgungsauftrag und zur
Berücksichtigung neuer technologischer Entwicklungen, gefordert hätte. Er tat dies
jedoch erst nach längerer und breit gefächerter Diskussion, wobei zahlreiche
Kommissionsmitglieder sowie einige weitere Mitglieder des Rats ihr Votum abgaben. Die
Grundhaltung dabei war, dass der Bericht den im Kommissionspostulat enthaltenen
Auftrag, nämlich die Leistungen des Service public der SRG "unter Berücksichtigung der
Stellung und Funktion privater Rundfunkanbieter zu überprüfen und darzustellen",
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zufriedenstellend erfülle und es nicht Aufgabe des Berichts sei, Antworten auf alle
hängigen Fragen rund um den Service public zu liefern. Diesbezüglich gingen die
Meinungen der Ständeratsmitglieder natürlich nach wie vor auseinander, wie sich etwa
in divergierenden Voten zum Joint Venture der SRG mit der Swisscom und Ringier oder
zur Anwendbarkeit des Subsidiaritätsprinzips zeigte. 72

Im Gegensatz zum Ständerat und dessen Kommission hatte sich die grossmehrheitliche
KVF-NR mit dem vorliegenden Bericht nicht zufrieden gezeigt und bereits im
Spätsommer 2016 nach der Durchführung einer breiten Anhörung einen Zusatzbericht
zum Service public verlangt. Ganz konkret sollte dieser aufzeigen, wie die Entwicklung
privater elektronischer Medien gefördert werden könnte und ob die SRG künftig einen
Open-Content-Ansatz verfolgen soll. Mit 14 zu 11 Stimmen verworfen wurde hingegen
die Forderung, in einem weiteren Zusatzbericht Möglichkeiten zur Steigerung der
Programmattraktivität für die Jugend aufzuzeigen. Im Januar 2017 wurden der
Kommission nun insgesamt drei von der Bundesverwaltung erarbeitete Berichte sowie
eine Studie vorgelegt. 
Zur Frage, ob es für die Medienvielfalt förderlich wäre, wenn die SRG ihre
Eigenproduktionen privaten Anbietern kostenfrei zur Weiterverbreitung anbieten
würde (Open Content) – durch eigene Recherchen angereichert oder nicht –  äusserte
sich das BAKOM in einem dieser Berichte kritisch. Die Wahrscheinlichkeit, dass die
privaten Medienanbieter die SRG-Inhalte durch eigene Recherchen ergänzen würden,
erachtet das Bundesamt als gering, was zu abnehmender Medienvielfalt führen würde.
Ferner könne durch die Drittverwertung nicht garantiert werden, dass
Werbeeinnahmen, die durch gebührenfinanzierte Inhalte erzielt werden, wieder in die
journalistische Leistung zurück fliessen würden. Und nicht zuletzt verwies das BAKOM
auf den seit Anfang 2017 bestehenden, neuen Dienst der sda, der ihren Kunden ohne
Zusatzkosten nationale und regionale Videoinhalte von nationalem Interesse zur
Verfügung stellt. Eine kürzlich getroffene Vereinbarung zwischen der sda und der SRG
eröffne sda-Kunden zudem ein kostenpflichtiges Zusatzangebot, mit dem sie
tagesaktuelle Videos von SRF oder RTS nutzen können. Aus aktueller urheberrechtlicher
Sicht schliesslich müsste das Recht zur Weiterverwendung im Sinne des Open Contents
bei allen betroffenen Rechteinhabern eingeholt werden; wo ausländische
Rechteinhaber tangiert sind, müssten ferner internationale Vereinbarungen beachtet
werden. 
Im Bericht zu den Entwicklungsmöglichkeiten privater elektronischer Medien verwies
das BAKOM auf bereits beschlossene Massnahmen. Gemäss der im September 2014
beschlossenen und an der Urne angenommenen Teilrevision des RTVG sind regionale
TV-Sender und DAB+ verbreitende konzessionierte Gebührenradios ermächtigt, auch
ausserhalb ihres Verbreitungsgebiets zu senden; ferner werden die regionalen
Gebührenanteile bis 2020 gestaffelt von 4% auf 6% erhöht. Darüber hinaus wägt der
interne Bericht Vor- und Nachteile sowie gesetzgeberischen Änderungsbedarf
verschiedener weiterer, potentiell möglicher Massnahmen ab, so etwa im Bereich der
Onlineförderung, der Aus- und Weiterbildung oder in Anbetracht der bereitgestellten
finanziellen Mittel oder des gewährten Spielraums. Möglichkeiten der Kooperation
zwischen der SRG und privaten Anbietern oder von privaten Anbietern untereinander
werden im Bericht ebenfalls aufgezeigt. Als freiwillige und ohne Gesetzesänderung
sofort umsetzbare Massnahme denkbar, wäre gemäss Bericht die Konzentration der
Regionalsender auf ihre Kernkompetenz, wobei sie nationale und internationale Inhalte
zu einem zu definierenden, "vernünftigen" Preis bei der SRG beziehen würden.
In den Zusatzabklärungen des BAKOM zum Service public im Medienbereich hält das
Bundesamt unter anderem fest, dass der Schwerpunkt kommerzieller Privat-TV-Sender
im Unterhaltungsbereich liege und dass die privaten Anbieter die SRG demzufolge in
erster Linie in den Sparten Sport und Unterhaltung einschränken möchten. Neben den
reinen SRG-Musiksendern wie Radio Swiss Pop bemängelten die Privatradios auch die
ausgebauten Deutschschweizer Regionaljournale; auch in dieser Sparte möchten sie
ihre Programme gerne ausbauen, fühlten sich aber durch die SRG zu stark
konkurrenziert. Stellung nahm das BAKOM im Folgenden zum Unterhaltungsbereich der
SRG. Publikumsattraktive Sendungen wie Casting- oder Quizshows könnten auch von
Privaten produziert werden; hier seien jedoch Vorgaben in der Produktion oftmals ein
Hindernis für Private. Das BAKOM vermutet, dass wahrscheinlich kein Privater anstelle
der SRG solche Sendungen programmieren würde. Ein ähnliches Argument führte das
Bundesamt betreffend Sendung von Grossanlässen – beispielsweise das Eidgenössische
Schwing- und Älplerfest oder Spiele der Fussball- und Eishockey-Nationalmannschaft –
ins Feld: Hohe Kosten für Produktion und Übertragungsrechte würden viele private
Anbieter daran hindern, solche Ereignisse auszustrahlen, da dies kaum kostendeckend
geschehen könne. Ob Private deswegen auf die Ausstrahlung solcher Geschehnisse

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.01.2017
MARLÈNE GERBER

01.01.65 - 01.01.23 27ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



verzichten würden, lasse sich aber nicht abschliessend beantworten. Bezüglich der
reinen SRG-Musik-Radiosender vertrat das BAKOM ebenfalls die Ansicht, dass diese von
Privaten angeboten werden könnten, Letztere aber nicht in der Lage wären, solche
Sender werbefrei zu gestalten, womit die Publikumsattraktivität gemindert würde.
Stellung nahm das BAKOM ferner zur in Auftrag gegebenen und oben erwähnten Studie,
deren Aufgabe es war, Möglichkeiten zur Korrektur von Wettbewerbsverzerrungen
aufzuzeigen. Solche könnten minimiert werden, wenn ein öffentlicher Anbieter Service-
public-Inhalte produziere und diese privaten Anbietern zur Verbreitung bereitstelle,
schliesst die Studie. Eine solche Regelung hätte jedoch "gewichtige volkswirtschaftliche
und staatspolitische Nachteile", wie das BAKOM im Bericht zu den Zusatzabklärungen
schreibt. Neben dem Abfluss von Werbegeldern ins Ausland – eine Konsequenz, die
auch in der Auftragsstudie in Betracht gezogen wird – nannte das Bundesamt unter
anderem den Wegfall des Regionalausgleichs als Folgen dieser Änderungen. 73

An ihrer Sitzung am 13.2.17 beriet die KVF-NR die im Januar vorgelegten Zusatzberichte
zum Service public und beschloss auf deren Grundlage die Lancierung verschiedenster
Kommissionsvorstösse: Zur Förderung der elektronischen Service-public-Angebote
ausserhalb der SRG sieht eine Motion (17.3008), die durch eine deutliche
Kommissionsmehrheit gestützt wird, die Vergrösserung der Verbreitungsgebiete sowie
die Aufhebung der 2+2-Regel vor. Besagte Regel hindert ein Unternehmen oder einen
Veranstalter momentan daran, mehr als zwei Fernseh- und zwei Radio-Konzessionen zu
besitzen. Zu dieser Massnahme hatte sich das BAKOM in seinem Bericht nicht nur
positiv geäussert. Das Bundesamt befürchtet mit Aufhebung dieser Regelung eine
Medienkonzentration sowie die Schlechterstellung kleiner und unabhängiger
Veranstalter. Zudem sei mit der letzten RTVG-Revision bereits eine Aufweichung dieser
Regelung beschlossen und unterdessen in Kraft gesetzt worden: Für die Einführung
neuer Verbreitungstechnologien kann der Bundesrat neuerdings Ausnahmen bewilligen.

Um Marktverzerrungen zu minimieren, verlangt eine relativ knappe Mehrheit der
Kommission mittels einer weiteren Motion (17.3009) die Erarbeitung einer Vorlage zur
Umsetzung eines Open-Content-Modells, wonach die SRG ihre Eigenproduktionen allen
Privaten zur freien Verfügung bereitstellen müsste. Die Initiative zu diesem Vorstoss
stammte von GLP-Nationalrat und Kommissionsmitglied Jürg Grossen (BE), was den
Eindruck erwecken lässt, dass sich auch in der politischen Mitte Befürworter für diese
Idee finden lassen. Eine der Kommission im Januar vorgelegte externe Studie hatte
nachgewiesen, dass Marktverzerrungen mit diesem Vorgehen verhindert werden
könnten. Auch hierzu hatte sich das BAKOM aus diversen Gründen in seinen gleichzeitig
mit der Auftragsstudie präsentierten Berichten kritisch geäussert. 
Ferner gerieten diverse SRG-Sender, die keinen eigentlichen Service-public-Auftrag
wahrnehmen, in die Kritik der Kommission. Ebenfalls eine knappe Mehrheit beschloss
die Einreichung einer dritten Motion (17.3010) zur Abschaffung von solchen Radio-
Spartensendern und eine damit einhergehende Senkung der Gebührengelder. Neben
den reinen Musiksendern, die bereits in der Auftragsstudie namentlich erwähnt worden
waren, nannte die Motion auch Radio SRF Virus, Radio SRF Musikwelle und Radio RTS
Option Musique namentlich als Sender dieser Sparte. Nicht zuletzt hielt die KVF-NR an
ihrem bereits im Vorjahr gefällten und der ständerätlichen Kommission
entgegengesetzten Entschluss fest, einer parlamentarischen Initiative Rutz (svp, ZH)
Folge zu geben, welche die nichtkonzessionierten Tätigkeiten der SRG einschränken
will. 
Abschliessend erteilte die Kommission der Verwaltung zwei Aufträge, mit denen
Doppelspurigkeiten zwischen den Regionaljournalen der SRG und der regionalen
Berichterstattung privater Radioanbieter aufgezeigt werden sollen und dargelegt
werden soll, wie sich zusätzliche Werbeeinschränkungen für die SRG auswirken
würden. 74
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In einer Medienmitteilung liess das BAKOM verlauten, dass es einen Revisionsentwurf
der Radio- und Fernsehverordnung (RTVV) zu den Rahmenbedingungen für einen
Umstieg vom analogen UKW zum digitalen DAB+ sowie zur Anpassung der
Versorgungsgebiete mit Leistungsauftrag in die Vernehmlassung schicke. Demnach soll
der Revisionsentwurf die rechtlichen Grundlagen für den Umstieg von UKW auf DAB+
schaffen. Die Umstellung soll gemäss einem durch die Arbeitsgruppe DigiMig, an der
unter anderen die SRG sowie Verbände von kommerziellen und nichtkommerziellen
Schweizer Privatradios beteiligt waren, erarbeiteten Szenario vollzogen werden: Bis
2019 soll die Umstellung auf DAB+ sukzessive erfolgen und bis 2024 abgeschlossen sein.
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Bis zu diesem Zeitpunkt sollen die UKW-Frequenzen noch verwendet werden können. 
Besonders umstritten zeigte sich in der Vernehmlassung der Vorschlag des BAKOM,
wonach private Regionalradios in städtischen Agglomerationen ab 2020 keiner
Konzessionspflicht mehr unterliegen sollen; die bisherigen Versorgungsgebiete würden
aufgehoben. Bisher sei die Konzessionierung wegen der Frequenzknappheit nötig
gewesen, dank der Digitalisierung und der Umstellung auf DAB+ stelle diese zukünftig
aber kein Problem mehr dar. Zudem sei das publizistische Angebot in den
entsprechenden Regionen sehr breit, so dass es durch die Aufhebung der
Leistungsaufträge nicht gefährdet sei. In Zukunft sollten die lokalen Radiostationen in
einigen Regionen also von Auflagen befreit werden, würden aber auch keine
Gebührengelder mehr erhalten. Sechs Kantone sprachen sich in der Vernehmlassung
für eine solche Änderung aus, insbesondere der am stärksten betroffene Kanton Zürich.
Auch zahlreiche Verbände sowie die SVP und die GLP hiessen den Vorschlag gut, gaben
aber teilweise zu bedenken, dass dies für die betroffenen Radiostationen erhebliche
Unsicherheit mit sich bringen und allenfalls zur Bildung einer Zweiklassen-
Radiolandschaft führen könnte. Die SRG wies zudem auf die fehlende Versorgung in
Krisensituationen hin. Die Verbände kommerzieller Medien, zahlreiche private
Radioveranstalter, die Mediengewerkschaften SSM und Impressum, mehrere Kantone
sowie die SP sprachen sich gegen die Änderung aus. Die Kantone kritisierten, dass die
Hälfte von ihnen dadurch nicht mehr über konzessionierte Privatradios verfügen würde
und ein Ungleichgewicht zwischen dem Service public général und dem Service public
local entstehe. 

Im Rahmen der Vernehmlassungen zeigten verschiedene Medien auf, dass DAB+ bereits
heute relativ beliebt ist. Ende 2017 liefen bereits 117 Programme über DAB+, die meisten
davon mit regionaler oder lokaler Reichweite. Auch insgesamt, so wurde betont, sei
Radio in der Schweiz sehr beliebt: Wie die Messung der Radionutzungszahlen zum
Liveradiokonsum via Kabel, UKW, DAB+ und Webradio von Mediapulse im Juli 2018
zeigte, hören 9 von 10 Personen in der Schweiz täglich Radio. Im Schnitt sind dies 114
Minuten pro Person und Tag in der Deutschschweiz, 112 Minuten in der
italienischsprachigen und 97 Minuten in der französischsprachigen Schweiz. Sowohl die
Dauer als auch die Reichweite gingen dabei im Vergleich zum Vorjahr jedoch leicht
zurück. Privatradios machten 2017 kumuliert 32 Prozent in der Deutschschweiz, 25
Prozent in der französischsprachigen und 17 Prozent in der italienischsprachigen
Schweiz aus, was der Verband Schweizer Privatradios als erfreuliche Entwicklung und
Bestätigung der Beliebtheit und Bedeutung der Privatradios wertete. 75

Nach einer längeren Debatte nahm in der Frühjahrssession 2017 auch der Nationalrat
Kenntnis vom Service-public-Bericht und dessen Zusatzbericht. Im Namen der Grünen
Fraktion lobte Adèle Thorens Goumaz (VD) die Leistungen der SRG für die lateinische
Schweiz und wies auf jüngste Entwicklungen auf dem französischsprachigen
Zeitungsmarkt in der Schweiz hin, welche die Notwendigkeit eines marktunabhängigen
Mediums zur Erhaltung der Medienvielfalt und Berücksichtigung von
Sprachminderheiten aufzeigten. Wie diverse Sprecherinnen und Sprecher aus anderen
Fraktionen zeigte sich auch die BDP-Fraktion besorgt ob der zunehmenden
Medienkonzentration auf dem Pressemarkt. Aus diesen Gründen bedürfe es auch eines
funktionierenden Service public im Online-Bereich, dessen Berichterstattung sich nicht
nur an der Anzahl Klicks und Höhe der Werbeeinnahmen orientiere, so die
Ausführungen von Bernhard Guhl (bdp, AG). Als Vertreter der FDP-Fraktion äusserten
Frédéric Borloz (VD) und Thierry Burkart (AG) hingegen Bedenken zu einem ausgebauten
Internetauftritt der SRG, da dies die privaten Medien stark konkurrenzieren könnte.
Eine verstärkte Digitalisierung der SRG verlangte hingegen die SP und erhofft sich
damit, die jüngere Generation in Zukunft besser anzusprechen, so Edith Graf-Litscher
(TG). Martin Candinas (GR) lobte als Sprecher der CVP-Fraktion die Qualität des Service
public in allen vier Landesteilen, betonte jedoch, dass diese auch weiterhin ohne
Aufstockung der finanziellen Mittel und in erster Linie durch Wahrung des
Informationsauftrags gewährleistet werden solle; der Einkauf von Fernsehserien und
Filmen soll kritisch überprüft werden. Kritischer äusserten sich Vertreter der SVP-
Fraktion, stellten dabei jedoch nicht die Existenzgrundlage der SRG in Frage, wie den
Voten von Natalie Rickli (ZH) und Gregor Rutz (ZH) zu entnehmen ist. Ihre Kritik richtete
sich in erster Linie gegen diejenigen Tätigkeiten der SRG, die stärker in Konkurrenz zu
privaten Angeboten stehen, so etwa Angebote im Unterhaltungs- und Sportsektor.
Verstärkte Subsidiarität forderte etwa auch Jürg Grossen (BE) im Namen der GLP-
Fraktion.
Im Rahmen dieser parlamentarischen Beratung äusserte sich die grosse Kammer auch
zu drei Geschäften, die in nahem Bezug zu Inhalten des Berichts, resp. zur Service-
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public-Debatte im Allgemeinen, stehen. Einer mitte-linken Kommissionsminderheit
folgend lehnte der Nationalrat ein Anliegen seiner KVF ab, das eine duale
Konzessionskompetenz für Parlament und Bundesrat forderte und somit den Einfluss
des Parlaments in diesem Bereich stärken wollte. Ebenso verweigerte er seine
Zustimmung zu einer weitergehenden parlamentarischen Initiative, die eine
ausschliessliche Konzessionsvergabe durch das Parlament forderte. Letzteres tat der
Nationalrat auf Anraten seiner Kommissionsmehrheit, die ordnungspolitische Bedenken
geäussert und das Vorhaben als nicht realisierbar eingestuft hatte. Allenfalls geändert
werden soll hingegen der im Bericht festgestellte Umstand, dass die Schweiz zu einigen
wenigen demokratischen Ländern gehört, die über keine verwaltungsunabhängige
Aufsichtsbehörde für Radio und Fernsehen verfügen. Ein Postulat, welches
Möglichkeiten zur Schaffung einer solchen Instanz aufzeigen soll, stiess im Rat auf
stillschweigende Zustimmung. Die parlamentarische Beratung der in Reaktion auf den
Zusatzbericht eingereichten Vorstösse steht noch aus. 76

Im April 2019 schickte das UVEK eine Vorlage in die Vernehmlassung, welche die
Rückerstattung der zu unrecht erhobenen Mehrwertsteuer auf den Radio- und
Fernsehempfangsgebühren für die Jahre 2010 bis 2015 an alle Gebührenzahlenden
regeln soll. Mit dieser Aktion entsprach das Departement einem im November des
Vorjahres gefällten Bundesgerichtsentscheid, der die Rückerstattung der
Mehrwertsteuer für die erwähnten Jahre als angezeigt erachtete, sowie einer ebenfalls
im Vorjahr überwiesenen Motion Flückiger-Bäni (svp, AG; Mo. 15.3416), die eine
generelle Rückerstattung forderte. Zuvor war im Raum gestanden, die Mehrwertsteuer
nur an die gesuchstellenden Personen zurückzuerstatten – eine Unsicherheit, die zu
knapp 30'000 eingereichten Rückerstattungsgesuchen geführt hatte. Im Vorentwurf
wird vorgeschlagen, dass jeder Haushalt eine Rückerstattung von CHF 50 erhält, die
mittels einmaliger Gutschrift auf einer Rechnung der Erhebungsstelle (Serafe) erfolgt.
Die Mindereinnahmen, die sich dadurch auf CHF 165 Mio. belaufen würden, hätte der
Bund zu tragen, da die Mehrwertsteuer mit der ESTV abgerechnet werde und in die
Bundeskasse fliesse, so die Ausführungen des Bundesrats. 
Das Gros der Vernehmlassungsteilnehmenden erachtete die vorgeschlagene Lösung als
unbürokratisch und effizient. Von den 43 eingereichten Stellungnahmen unterstützten
39 die Vorlage, 32 davon ohne Änderungsvorschläge. Unter Letzteren befanden sich alle
24 stellungnehmenden Kantone sowie die SP und die FDP. Ablehnung erfuhr die Vorlage
durch die Aktion Medienfreiheit, den Schweizerischen Gewerbeverband (SGV), die SVP
und einen privaten Vernehmlassungsteilnehmer. Während ein paar Stellungnehmende
ebenfalls eine pauschale Rückerstattung für die abgabepflichtigen Unternehmen
verlangten, wollten andere mittels Anpassung sicherstellen, dass Gebührenzahlende,
die zum Zeitpunkt der Gutschrift keinen Haushalt mehr bilden (z.B. wegen Wegzugs ins
Ausland), auf Gesuch hin ebenfalls eine Rückerstattung erhalten. Die
Konsumentenschutzorganisationen SKS, acsi und FRC ihrerseits erachteten die
vorgeschlagene Höhe der Rückerstattung als das Minimum und forderten darüber
hinaus eine Verzinsung. Die SVP wiederum forderte aufgrund der starken Zuwanderung
die Ausnahme von Haushalten, die erst nach 2015 gegründet wurden, was gemäss der
Volkspartei ebenfalls eine Erhöhung der Rückzahlung für die restlichen Haushalte
erlauben würde. Entgegen der überwiegenden Mehrheit der Teilnehmenden lehnte der
Gewerbeverband einen Ausgleich mit Bundesmitteln prinzipiell ab und schlug im
Gegenzug eine Senkung der Abgabe für Radio und Fernsehen für einen beschränkten
Zeitraum vor, womit die SRG die Kosten zu tragen hätte. Sukkurs erhielt der SGV von der
«Weltwoche», die in einem Artikel die SRG als «eigentliche Profiteurin» darstellte und
die Frage aufwarf, ob die unrechtmässig erhobene Mehrwertsteuer tatsächlich richtig
abgerechnet worden sei. In seiner Botschaft äusserte sich der Bundesrat klar zu diesem
Punkt. So führte er etwa aus, dass «der Nettoertrag aus allen Mehrwertsteuer-
Abrechnungen im Endeffekt immer an den Bund [geht]».
Aufgrund der überwiegend positiven Stellungnahmen verabschiedete der Bundesrat
seine Botschaft zum Entwurf Ende November 2019 ohne Änderung zum Vorentwurf: In
den Erläuterungen zum Entwurf berücksichtigte er zwar neu einen Verzugszins von 5
Prozent für 2 Jahre, da sich jedoch die Anzahl Haushalte zum Zeitpunkt der Auszahlung
voraussichtlich auf 3.6 Mio. statt der ursprünglich prognostizierten 3.4 Mio. belaufen
wird, blieb der Rückzahlungsbetrag von CHF 50 unverändert. 77
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In der Sommersession 2020 behandelte der Ständerat als Erstrat den bundesrätlichen
Entwurf betreffend die Rückerstattung der zu unrecht erhobenen Mehrwertsteuer auf
die Radio- und Fernsehempfangsgebühren, gemäss welchem jeder Haushalt CHF 50
auf seiner Serafe-Rechnung gutgeschrieben bekäme, um die unrechtmässig erhobene
Mehrwertsteuer für die Jahre 2010 bis 2015 zu kompensieren. Die kleine Kammer
stützte den bundesrätlichen Vorschlag bis auf einen Punkt: Auf Anraten der
vorberatenden KVF-SR fügte der Ständerat einen neuen Passus ein, der explizit im
Gesetz verankert, dass auch berechtigte Rückerstattungsansprüche von Unternehmen
bestehen bleiben und dass das BAKOM ein einfaches Verfahren für die Abwicklung
solcher Gesuche entwickeln soll. Dabei sollen auch pauschale Entschädigungen für
Unternehmen möglich sein. Bundesrätin Sommaruga führte in der parlamentarischen
Debatte aus, dass die Regierung den Rückerstattungsanspruch für Unternehmen bejahe
und ihn in der Botschaft so festgehalten habe. Man sei lediglich davon abgekommen, für
Unternehmen eine pauschale Lösung zu schaffen; sie habe aber Verständnis für eine
explizite Erwähnung dieser Ansprüche im Gesetz. Der mit diesem Zusatz ergänzte
Entwurf passierte die Gesamtabstimmung im Ständerat einstimmig. 78
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In der Herbstsession 2020 befasste sich der Nationalrat als Zweitrat mit der
bundesrätlichen Vorlage zur Rückerstattung der zu unrecht erhobenen
Mehrwertsteuer auf die Radio- und Fernsehempfangsgebühren. Dem Rat lag ein
Antrag einer Minderheit der KVF-NR vor, der die Höhe der Rückerstattung von CHF 50
auf CHF 60 anheben wollte, um auch die Verzinsung zu berücksichtigen. Der Antrag
scheiterte im Rat mit 80 zu 95 Stimmen. Unterstützung erfuhr er von den geschlossen
stimmenden Fraktionen der SVP und der Grünen sowie von zwei Mitgliedern der SP-
Fraktion. Ansonsten war die Vorlage auch in der grossen Kammer gänzlich unbestritten.
Den in der Sommersession 2020 vom Ständerat eingefügten Zusatz, dass auch
Unternehmen auf Gesuch hin eine Rückerstattung verlangen können, stützte die grosse
Kammer diskussionslos. Die Ausgabenbremse löste der Nationalrat mit einer einzigen
Gegenstimme und in der Gesamtabstimmung genoss die Vorlage einstimmigen
Zuspruch bei 184 Ratsmitgliedern, wobei sich zwei Personen der Stimme enthielten. Am
Ende der Herbstsession verabschiedeten die beiden Räte die Vorlage jeweils
einstimmig und ohne Enthaltungen mit 196 respektive 44 Stimmen. 79
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Le Conseil fédéral a lancé la consultation au sujet de son projet de modification des
zones de desserte des radios locales et des télévisions régionales. Ce projet comporte
deux volets. D'une part, une adaptation du nombre de zones de desserte est prévue, en
vue de l'octroi, en 2025, des nouvelles concessions du service public régional. Le
nombre de zones passera de 12 à 20 pour les radios locales commerciales et de 9 à 10
pour les radios locales complémentaires sans but lucratif, alors qu'il restera de 13 pour
les télévisions régionales, selon le projet mis en consultation. Pour chaque zone, une
radio locale et une télévision régionale reçoivent une concession, leur donnant droit à
une quote-part de la redevance si elles remplissent le mandat de service public associé
à l'octroi de la concession. D'autre part, le Conseil fédéral prévoit de supprimer les
concessions de radio assorties d’un mandat de prestations ne donnant pas droit à une
quote-part de la redevance. Celles-ci sont actuellement octroyées aux diffuseurs
commerciaux. Ainsi, deux catégories de diffuseurs subsisteront, à savoir les diffuseurs
soumis à l'obligation d'annoncer et les diffuseurs titulaires d'une concession assortie
d'un mandat de prestations et d'une quote-part de la redevance. 
L'adaptation des zones de desserte correspond aux évolutions liées à la numérisation,
selon le Conseil fédéral, avec notamment la disparition progressive du mode de
diffusion FM, dont les restrictions techniques avaient déterminé le découpage des
zones actuelles en 2007. Les nouvelles zones seront définies selon les territoires
politiques et géographiques «dans lesquelles une desserte journalistique semble
souhaitable pour des raisons sociales, culturelles et économiques». 80
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Medienpolitische Grundfragen

Im Juni 2018 präsentierte der Bundesrat den Vorentwurf für das neue Bundesgesetz
über elektronische Medien. Die Entwicklungen bei den verschiedenen Medienarten
und der Mediennutzung, die technische und wirtschaftliche Entwicklung sowie
verschiedene parlamentarische Vorstösse (Mo. 16.4027, Mo. 17.3627, Po. 16.3630, Po.
15.3618) machten ein neues Mediengesetz nötig, erklärte der Bundesrat im Vorentwurf.
Als oberstes Ziel des Gesetzes definierte er die Erhaltung von qualitätsjournalistischen
Medieninhalten, die pluralistisch und unabhängig sind und über eine genügend grosse
Reichweite verfügen. Insbesondere soll das Gesetz Medienangebote mit
Leistungsauftrag regeln; bei gewissen Medienunternehmen fielen folglich nur einzelne
Bereiche unter dieses Gesetz. Für Fernsehprogramme ohne Leistungsauftrag würden
nur noch Mindestanforderungen gelten, sämtliche anderen Medienangebote wie Radios
und Online-Medien ohne Leistungsauftrag würden hingegen diesem Gesetz nicht
unterliegen. 
Das neue Gesetz definierte unter anderem das Arbeitsumfeld der SRG: Diese soll
verpflichtet werden, die Themenbereiche Information, Kultur und Bildung überwiegend
mit audio- und audiovisuellen Formaten sowie mit auf die verschiedenen
Sprachregionen und auf die gesamte Bevölkerung ausgerichteten Beiträgen umfassend
abzudecken. Sie soll mit Kulturschaffenden zusammenarbeiten sowie Kooperationen
mit anderen Medienunternehmen eingehen. Sie wird weiterhin vor allem durch die
Abgabe für elektronische Medien, wie die Radio- und Fernsehabgabe neu genannt
werden soll, finanziert – allenfalls zukünftig mit weniger Mitteln als bisher. Zudem soll
ihr ein beschränkter Zugang zu kommerziellen Finanzierungsquellen offen bleiben. 
Neben der SRG können auch andere Medienanbieterinnen – ebenfalls vor allem im
audio- und audiovisuellen Bereich, aber nicht mehr nur Radio- und
Fernsehveranstalter wie im RTVG – die Leistungsvereinbarung unterschreiben und in
der Folge für die Erbringung von Service-public-Leistungen einen Anteil der Abgabe für
elektronische Medien beziehen. Das System dieser Vergütung soll vereinfacht werden,
indem sie nur noch durch die Abgabe für elektronische Medien finanziert und nicht
mehr pro Unternehmung für verschiedene Titel einzeln ausgesprochen werden soll. Im
Gegenzug sind die entsprechenden Programme inhaltlichen Mindestanforderungen
unterstellt, wie der Impressumspflicht, der Achtung der Grundrechte und der Pflicht
zur sachgerechten Darstellung. Die neuen Werbe- und Sponsoringbestimmungen sollen
hingegen für Medienangebote mit und ohne Leistungsauftrag gelten, wobei Letztere
jedoch vom Verbot politischer und religiöser Werbung ausgenommen würden. 
Darüber hinaus sollen Massnahmen, die die Qualität und die Auffindbarkeit der Medien
fördern, im Sinne einer indirekten Medienförderung unterstützt werden. Namentlich
werden im Gesetz Institutionen für die Aus- und Weiterbildung von
Medienschaffenden, Selbstregulierungsorganisationen der elektronischen Medien
sowie Nachrichtenagenturen genannt. Zudem soll eine neu zu schaffende unabhängige
Regulierungs- und Aufsichtsbehörde, die KOMEM, für die Erteilung und Überprüfung
der Konzession an die SRG, für die Überprüfung der Erfüllung des Leistungsauftrags
durch die SRG und andere Medien sowie für die Finanzaufsicht zuständig sein. Damit
soll die enge Anbindung der Medienregulierung an staatliche Behörden korrigiert
werden. Die politische Gestaltung der elektronischen Medienlandschaft, wie die
Werbebeschränkung der SRG oder die Höhe der direkten und indirekten
Medienförderung, soll hingegen weiterhin den politischen Organen überlassen bleiben.

Mitte Juni bis Mitte Oktober 2018 führte der Bundesrat eine Vernehmlassung zum
Vorentwurf des neuen Gesetzes durch. 81
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An der von Juni bis Oktober 2018 dauernden Vernehmlassung zum Bundesgesetz über
elektronische Medien beteiligten sich 253 Organisationen, darunter alle Kantone, die
sieben grössten Parteien (BDP, CVP, FDP, GLP, Grüne, SP, SVP), Dachverbände der
Gemeinden, Städte und Berggebiete und der Wirtschaft sowie weitere interessierte
Kreise. Gemäss Vernehmlassungsbericht gingen die Meinungen der Teilnehmenden weit
auseinander. Zwar wurde der Handlungsbedarf mehrheitlich anerkannt, grundsätzliche
Zustimmung fand die Vorlage jedoch nur bei der GLP und 16 Kantonen (AI, AR, BE, BL,
BS, FR, GR, NE, NW, SG, SO, TI, UR, VS, ZG, ZH) sowie einzelnen weiteren
Organisationen. Eher wohlwollend nahmen – trotz ihrem Wunsch nach weitergehender
Regulierung – die Grünen, die Kantone St. Gallen und Waadt, die EMEK,
Medienverbände und die Gewerkschaften (SGB und Syndicom) das Gesetz auf. Keine
Unterstützung fand es bei SP und BDP, die sich ein Mediengesetz gewünscht hätten, das
alle Mediengattungen abdeckt. Umgekehrt empfanden die SVP, die Kantone Luzern und
Schwyz, die Aktion Medienfreiheit und weitere Organisationen ein neues Gesetz als
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unnötig. Die SVP, die FDP, die BDP, der Kanton Schaffhausen sowie der Verband
Schweizer Medien, Medias Suisses, der Gewerbeverband, Economiesuisse, die Aktion
Medienfreiheit sowie zahlreiche Verlage sprachen sich denn auch gegen das neue
Gesetz aus. 
Besonders häufig kritisiert wurde der Geltungsbereich des Gesetzes, der neu auch den
Onlinebereich umfassen soll, obwohl nicht klar sei, ob dies gemäss Verfassung zulässig
sei. Im Gegenzug sollten Radios ohne Leistungsvereinbarung nicht mehr davon tangiert
werden. Auf Kritik stiessen auch die ausschliessliche Förderung von audio- und
audiovisuellen Medienbeiträgen, die Verteilung der Abgabe für elektronische Medien
auf einen breiteren Kreis und die nicht vorhandene Unabhängigkeit sowie die
Machtfülle der neuen Aufsichtskommission KOMEM. Mehrheitlich auf Zustimmung stiess
hingegen die indirekte Förderung elektronischer Medien. 82
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